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Die Sitzung wird um 14 Uhr 1 Minute durch den 
Präsidenten D. Dr. Gerstenmaier eröffnet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Meine Damen und Herren! Der Bundestag hat 
die Freude, sechs Mitglieder des englischen Unter-
hauses heute hier begrüßen zu dürfen. Wir freuen 
uns, daß die Damen und Herren Gäste des Deut-
schen Bundestages sind. Ich darf sie herzlich will-
kommen heißen. 

(Allseitiger Beifall.) 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich be-
kanntgeben, daß der Ältestenrat in seiner gestri-
gen Sitzung einem Wunsche des Herrn Staats-
sekretärs des Bundesministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit folgend vereinbart hat, den 
Punkt 9 in der heutigen Tagesordnung — betref-
fend Vorlage des OEEC-Berichts an den Ausschuß 
für Wirtschaftspolitik — vorzuziehen und hinter 
Punkt 3 zu behandeln. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Auf der 37. Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz in 
Genf vom 2. bis 24. Juni 1954 ist die Empfehlung 98 betref-
fend den bezahlten Urlaub angenommen worden, die die Bun-
desregierung nach Art. 19 Nrn. 6 und 7 der Verfassung der 
Internationalen Arbeitsorganisation dem Bundestag am 14. Ja-
nuar 1956 vorgelegt hat. Sie ist als Drucksache 2024 verteilt 
worden. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dem 3. Ja-
nuar 1956 die Kleine Anfrage 214 der Abgeordneten Kuntscher, 
Dr. von Buchka und Genossen betreffend schärfere Überprüfung 
erziehungsberechtigter Personen in Helmen — Drucksache 1932 — 
beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 2030 ver-
vielfältigt. 

Damit, meine Damen und Herren, kommen wir 
zur Tagesordnung. Ich rufe auf Punkt 1: 

Große Anfrage der Fraktion des GB/BHE 
und Genossen betreffend Verhalten des 
Bundeskanzlers gegenüber den Entlassungs-
gesuchen der Bundesminister Kraft und Pro-
fessor Dr. Dr. Oberländer (Drucksache 1945). 

Ich frage, ob das Wort zur Begründung der Gro-
ßen Anfrage gewünscht wird. — Bitte sehr, Herr 
Abgeordneter Engell! 
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Engell (GB/BHE), Anfragender: Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren! Der Deutsche Bundes-
tag hat in seiner 114. Sitzung vom 1. Dezember 
1955 den Antrag meiner Fraktion — Drucksache 
1809 — betreffend Entlassung der Bundesminister 
Kraft und Professor Dr. Dr. Oberländer durch ei-
nen Gegenantrag des Abgeordneten Stücklen und 
Fraktion auf Übergang zur Tagesordnung gemäß 
§ 29 der Geschäftsordnung mit den Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU abgewürgt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Abgelehnt! — 
Weitere Zurufe und Widerspruch bei der 

CDU/CSU.) 

In den letzten Wochen haben wir alle in zahlrei-
chen Veröffentlichungen von dem Würgegriff ge-
lesen, mit dem der Herr Bundeskanzler und seine 
Mehrheitspartei über das Wahlgesetz die kleineren 
Parteien der Bundesrepublik in ihrer Existenz 
oder Eigenständigkeit zu bedrohen suchen. In bei-
den Fällen handelt es sich um die zentralen Pro-
bleme der parlamentarischen Demokratie — Ver-
hältnis von Regierung und Parlament und Wahlge-
setz —, also um die Verfassungswirklichkeit, 
welche in dieser völlig unvertretbaren Weise von 
verantwortlichen Stellen behandelt werden. Wir 
sind der Meinung, daß wir als ein Mitgliedstaat 
der freien Welt, worauf wir uns so viel zugute 
halten, es in gar keinem Falle zulassen sollten, daß 
für den Gebrauch derartiger Vokabeln begründeter 
Anlaß gegeben wird. Für die Bundesrepublik 
kommt noch erschwerend hinzu, daß in letzter Zeit 
von östlicher Seite die Freiheiten in unserem 
Lande in Zweifel gezogen oder bestritten werden. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Weih-
nachtsansprache ausgeführt: 

Allen, die in diesen Tagen den Willen und die 
Kraft haben, nachzudenken, möchte ich zuru-
fen: Ungeheuer sind die Gefahren, die den 
Menschen, die insbesondere uns Deutschen und 
unserer Heimat drohen. 

Wie begegnet man aber in der Praxis der Bundes-
republik diesen Gefahren, die auch unser poli-
tisches Gewissen beschweren? Hier von dieser 
Stelle und in der gesamten Öffentlichkeit ist so oft 
geklagt worden, daß die verhärteten politischen 
Fronten bei uns den erforderlichen gemeinsamen 
Einsatz von Regierung und Opposition für die Le-
bensfragen unseres Volkes verhindern. Diese Kluft 
soll offensichtlich durch ein neues Grabensystem 
noch weiter vertieft werden. Die Pioniere dieser 
Minierarbeit sind schon mit dem neuen Spreng-
stoff an das Tageslicht gekommen. Das bestehende 
Wahlgesetz hat 1953 zu einer arbeitsfähigen Re-
gierungsmehrheit im Parlament geführt, ja dar-
über hinaus einer Partei die absolute Mehrheit in  
diesem Hause gebracht. Da die CDU/CSU an eine 
Wiederholung ihres Wahlerfolges nicht zu glauben 
scheint, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Abwarten!) 

will sie heute Manipulationen mit dem Wahlgesetz 
vornehmen, die ihr in jedem Falle die Mehrheit 
in dem künftigen Bundestag sichern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was hat denn 
das mit der Großen Anfrage zu tun?) 

— Das sage ich Ihnen jetzt, was das mit dem künf-
tigen Bundestag zu tun hat! 

Das heute hier auf Grund unserer Großen An-
frage zur Behandlung anstehende Problem der Mi

-

nisterentlassung liegt auf genau derselben Linie. 
Gegen jeden parlamentarischen Brauch werden 
hier offensichtlich zwei Minister in Ämtern gehal-
ten, um sie heute — und das ist geschehen — und 
auch für die Bundestagswahl 1957 als mutmaßliche 
Zubringer von Wählerstimmen für die CDU/CSU 
einzusetzen. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE. — Zuruf 
von der Mitte: Haben Sie Angst?) 

Das scheint uns der Hauptgrund für das Verhalten 
des Herrn Bundeskanzlers zu sein. 

Mit großer Genugtuung stellen wir fest, daß 
außerhalb der Bonner Atmosphäre, die sich an-
scheinend in einem unaufhaltsamen Vergiftungs-
prozeß befindet, in der Bevölkerung noch Sinn für 
Fairneß und politische Vernunft herrschen. 

(Anhaltende große Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter! — Meine Damen und 
Herren, ich muß dringend um etwas mehr Ruhe 
bitten. Selbst hier oben ist kaum zu verstehen, was 
gesagt wird, und ich höre Klagen, daß weiter hin-
ten im Raum nichts verstanden wird. 

(Zurufe rechts.) 

— Nein, es muß mehr Ruhe eintreten; dann wird 
die Sache gleich verständlich. Vielleicht können Sie 
noch etwas lauter sprechen, Herr Abgeordneter. — 
Fahren Sie bitte fort! Sprechen Sie etwas lauter 
und langsamer. 

(Heiterkeit.) 

Engell (GB/BHE), Anfragender: Mit der Geneh-
migung des Herrn Präsidenten zitiere ich eine sol-
che Stimme aus dem christlich-demokratischen La-
ger, die genau unsere eigene Auffassung wieder-
gibt: 

Seit dem Beschluß des BHE, in die Opposi-
tion zu gehen, ja eigentlich bereits seit dem 
Zerfall der Fraktion des Blocks im Bundestag, 
entfällt für die Ministerschaft Oberländers — 
und auch Waldemar Krafts — neben der poli-
tisch-moralischen nunmehr auch die politisch

-

machtmäßige, die parlamentarische Legitima-
tion. Man verweise uns nicht auf jene Verfas-
sungskonstruktion, nach der die Minister nichts 
weiter als Gehilfen des Bundeskanzlers seien, 
die dieser nach völlig freiem Ermessen unter 
mehr fachlichen als politischen Gesichtspunk-
ten ernenne und entlasse. 

(Zuruf von der Mitte: Wir verstehen kein 
Wort! — Anhaltende Zurufe und 

Unruhe.) 

In Wirklichkeit ist die Ministerschaft eben z. 
B. des Herrn Oberländer das Ergebnis eines 
Koalitionsvertrages mit dem BHE. Es hieße 
das Kanzlerprinzip überspannen, wollte man 
nicht nach Kündigung des Koalitionsvertrages 
durch einen Partner die wenngleich nicht ver-
fassungsrechtlich, so doch politisch geforder-
ten Konsequenzen ziehen. Taktiker mögen sich 
aus einem Bleiben Oberländers und Krafts in 
der Bundesregierung irgendwelche Vorteile für 
ihre jeweiligen eigenen Gruppen versprechen, 
— solche Gesichtspunkte dürfen jedoch nicht 
zur Geltung kommen, will man den deutschen 
Parlamentarismus nicht langsam zerrütten. 
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(Engel!)  
Praktisch haben die beiden jetzt bei der CDU/ 
CSU-Fraktion hospitierenden ehemaligen „Ent-
rechteten", da man die Sieben der Minister-
gruppe ja nicht als Rechtsnachfolger des koa-
lierenden BHE ansehen kann, heute die Eigen-
schaft von CDU-Ministern. Dagegen müssen 
sich aber nicht nur FDP und DP, sondern vor 
allem die CDU selber zur Wehr setzen. Moch-
ten politische Erfordernisse wie die bekannte 
Zweidrittelmehrheit für Verträge als einleuch-
tender Grund gelten, die Vertreter eines ge-
wissen Stimmenkombinats zu Amt und Wür-
den zu bringen — sozusagen als ein malum 
necessarium, moral-theologisch gesprochen —, 
nach dem Wegfall dieses Grundes ist das Blei-
ben Oberländers und Krafts ein Übel ohne 
Notwendigkeit, ein anstößiges Übel also. 

So weit CIVIS, Zeitschrift für Christlich-Demo-
kratische Politik, Heft 11 vom November 1955. 

Mit dieser Stellungnahme wird auch das Ver-
halten jener Mehrheit dieses Hauses nochmals in 
das rechte Licht gerückt, welche hier am 1. Dezem-
ber 1955 zu der miserablen Methode der Mundtot-
machung ihre Zuflucht nahm. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE und bei 
der SPD.) 

Mit Erstaunen sei nur noch vermerkt, daß diesel-
ben Kreise, die uns so unfair behandelt haben, 
nunmehr ganz unbekümmert zur gemeinsamen 
Abwehr der östlichen Integration aufrufen, mit 
deren Sprechern im 1. Bundestag sie uns hier auf 
eine gleiche Stufe gestellt haben. Weite Kreise un-
seres Volkes haben schon sehr überzeugende Be-
weise für ihre freiheitliche politische Haltung er-
bracht. Wir neigen aber der Auffassung zu, daß 
zunächst einmal andere Kreise in der Bundesrepu-
blik durch ihr Verhalten bezeugen müssen, wie 
ernst es ihnen mit der Aufrechterhaltung demokra-
tischer Freiheiten im eigenen Lande ist. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE. — Abg. 
Sabel: Sie sind doch mehr für Diktatur 

zuständig! Das haben Sie doch bewiesen!) 

Um zu verhindern, daß die Beantwortung unse-
rer Großen Anfrage Drucksache 1945 durch einige 
lapidare Hinweise auf das Grundgesetz wiederum 
den Kern unseres politischen Anliegens unberück-
sichtigt läßt, 

(Abg. Dr. Dittrich: Wir verstehen den Red

-

ner nicht! Ganz unmöglich!) 

sehen wir uns gezwungen, zunächst der abwegigen 
Argumentation, die Behandlung des hier zur De-
batte stehenden Problems gehöre nicht vor den 
Bundestag und sei ein Verstoß gegen den Geist 
des Art. 64 des Grundgesetzes, wie Herr Kollege 
Stücklen sich auszudrücken beliebte, mit allem 
Nachdruck zu widersprechen. Vorweg bleibt fest-
zustellen, daß wir nicht die Entlassung der Mini-
ster beantragt, sondern den Herrn Bundeskanzler 
ersucht haben, dies auf dem verfassungsmäßigen 
Wege zu veranlassen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter! 
Meine Damen und Herren, es ist möglich, daß es 

an unserer Übertragung liegt, daß irgendeine Stö-
rung vorhanden ist. Wir können das jetzt nicht än-
dern. Ich muß deshalb bitten, daß noch größere 
Ruhe im Saal eintritt, weil der Redner sonst bei 
einem großen Teil des Hauses nicht verstanden 

wird. Auch wir hier oben haben große Schwierig-
keiten. Also bitte, meine Damen und Herren, be-
halten Sie Ruhe! 

Herr Abgeordneter, sprechen Sie bitte so laut 
wie möglich! 

(Zuruf rechts: Er soll deutlicher sprechen!) 

Engell (GB/BHE), Anfragender: Es handelte sich 
also nur um ein Entlassungsvotum, welches wir 
mit uns zwingend erscheinenden politischen Ge-
sichtspunkten begründen wollten. Da die größte 
Regierungspartei dieses Hauses sich stets wenig 
geneigt zeigt, auch gegenteilige Auffassungen 
ernsthaft zu prüfen, beschränke ich mich zunächst 
darauf, mit der Genehmigung des Herrn Präsiden-
ten einige Stimmen zu dieser Streitfrage zu zitie-
ren, die nicht aus unseren eigenen Reihen kom-
men. 

Das Archiv des öffentlichen Rechts, zu dessen 
Herausgebern auch die Professoren Grewe und 
Kaufmann gehören, hat in seinem 76. Band anläß-
lich des Antrags der Fraktion der Bayernpartei 
vom 27. Juli 1950, der Bundestag möge den Bun-
deskanzler ersuchen, dem Herrn Bundespräsiden-
ten die Entlassung des Bundesfinanzministers 
Schäffer vorzuschlagen, nach Darlegung des ver-
fassungsrechtlichen Sachverhalts nachstehende 
Ausführungen gemacht: 

Ergibt sich aus dieser Unzulässigkeit des 
zwingenden — echten — Mißtrauensvotums, 
daß auch alle anderen Beschlüsse des Bundes-
tags, die einem einzelnen Minister die parla-
mentarische Mißbilligung förmlich attestieren, 
außerhalb des Zuständigkeitsbereiches des 
Bundestags liegen? Wäre das der Fall, so dürf-
te ein auf ein solches „Mißbilligungsvotum" 
gerichteter Antrag nicht auf die Tagesordnung 
des Bundestags gesetzt werden. Ein trotzdem 
beschlossenes Mißbilligungsvotum wäre, als 
außerhalb der parlamentarischen Kompetenz 
liegend, als null und nichtig anzusehen. So 
meinte der Reichskanzler Bethmann-Hollweg 
das am 4. Dezember 1913 mit großer Mehrheit 
vom Reichstag aus Anlaß des Zabern-Konflik-
tes beschlossene „Mißtrauensvotum" für staats-
rechtlich nicht existent ansehen und ignorieren 
zu dürfen. 
Anscheinend neigt der Herr Bundeskanzler 

Dr. Adenauer in der Frage der Mißbilligungs-
voten gegen Bundesminister einer entspre-
chenden Auffassung zu. Nach Pressemeldungen 
hat er aus Anlaß des Falles Schäffer das 
Präsidium des Bundestages in einem Schrei-
ben darauf aufmerksam gemacht, daß der An

-

träg der Bayernpartei auf Entlassung des 
Bundesfinanzministers Schäffer nach seiner 
Meinung verfassungsrechtlich nicht zulässig 
sei. 

Schon in dem Bericht „Die Konstituierung 
der westdeutschen Bundesorgane" ist eine die-
ser Ansicht des Bundeskanzlers entgegenge-
setzte Meinung entwickelt worden: Die Besei-
tigung des echten Mißtrauensvotums hindere 
den Bundestag nicht, einem Bundesminister 
die Mißbilligung des Hauses auszusprechen. In 
der Tat gehört es zum Wesen der parlamenta-
rischen Regierungskontrolle, die dem Bundes-
tag nicht nur gegenüber dem Bundeskanzler 
und der Bundesregierung im ganzen, sondern 
auch gegenüber jedem einzelnen Bundesmini- 
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ster zusteht, daß das Parlament sein Mißfallen 
gegenüber der von einem Bundesminister ge-
zeigten politischen Haltung in jeder geeigne-
ten und angemessenen Form zum Ausdruck 
bringen kann. Es hieße das Kontrollrecht des 
Parlaments willkürlich begrenzen, wenn man 
seine Befugnisse darauf beschränken wollte, 
die Kritik an den Maßnahmen oder der Hal-
tung eines Bundesministers nur im Rahmen 
der Parlamentsdebatte vorzubringen. Bei der 
bloß rhetorischen Polemik bleibt die Frage 
offen, ob die Mehrheit des Parlaments sich 
mit den von einzelnen Abgeordneten vorge-
tragenen Angriffen gegen einen Minister iden-
tifiziert. Es kann dem Parlament nicht ver-
wehrt werden, die Folgerungen, ,die es aus sei-
ner Kritik an einem Minister gezogen zu wis-
sen wünscht, in einem förmlichen Beschluß zu 
dokumentieren, auch wenn die Regierung 
staatsrechtlich nicht verpflichtet ist, sich die-
sen Folgerungen zu unterwerfen. Das parla-
mentarische Kontrollrecht wäre sozusagen ein 
Degen ohne Klinge, wenn das Ergebnis der 
parlamentarischen Kritik nicht durch einen 
förmlichen Beschluß festgestellt werden 
könnte. 

Diese hier vertretene Auffassung ist ja auch 
durch den Herrn Kollegen Professor Carlo 
Schmid in der Debatte dahingehend bestätigt 
worden, daß man im Parlamentarischen Rat anläß-
lich der Beratung des Grundgesetzes zwar der Mei-
nung war, daß es nicht zu den Prärogativen des 
Bundestages gehören sollte, der  Regierung oder 
einem Minister das Mißtrauen im technischen 
Sinne des Wortes auszusprechen, d.  h. damit einen 
Zwang zur Abberufung auszuüben, wohl aber der 
Auffassung, daß jedem Parlament das Recht zu-
steht, der Regierung zu sagen, was es von ihr 
wünscht. 

In dem angezogenen Aufsatz in dem Archiv des 
öffentlichen Rechts werden dann die  Formen des 
Mißbilligungsvotums behandelt: Erstens Strei-
chung des  Ministergehalts, zweitens spezielles Miß-
billigungsvotum, drittens generelles Mißbilligungs-
votum, und nun zitiere ich weiter wörtlich: 

Viertens ist statthaft, daß der Bundestag einen 
Beschluß faßt, durch den  der  Bundeskanzler 
ersucht wird, dem Bundespräsidenten die Ent-
lassung eines Bundesministers vorzuschlagen 
(Entlassungsvotum). Man wird sagen müssen, 
daß diese im Fall Schäffer zum ersten Ma l. 

 entwickelte Form des Mißbilligungsantrags 
zwar nicht die allein zulässige, wohl aber an-
gesichts des Bonner Regierungssystems die 
präziseste und korrekteste ist. 

Und weiter ebenda: 

Wenn somit das Mißbilligungsvotum in keiner 
seiner Formen zu einem direkten Minister-
sturz führen kann, so liegt doch auf der Hand, 
daß es sich politisch als eine wirksame Waffe 
erweisen kann, um das parlamentarische Kon-
trollrecht gegenüber den einzelnen Bundes-
ministern zur Geltung zu bringen. Vor allem 
aber könnte das Mißbilligungsvotum ein wich-
tiges Mittel werden, um darzutun, daß die 
Verantwortung, die Art. 65 Satz 2 des Grund-
gesetzes den einzelnen Bundesministern auf-
erlegt, eine echte parlamentarische Minister-
verantwortlichkeit und keine bloße Dienstver

-

antwortung gegenüber dem Bundeskanzler ist. 
Das Mißbilligungsvotum könnte somit der Ge-
fahr ,der „Staatssekretarisierung" der Bundes-
minister  entgegenwirken. 

Uns geht es hier nun 'gar nicht so sehr um die 
formale Seite des Problems, da es sich ja um einen 
verfassungs politischen Konflikt handelt. Wir 
wollten nur den dürftigen Einwand, die Behand-
lung der Frage der Ministerentlassung vor dem 
Bundestag sei verfassungs rechtlich nicht zu-
lässig, nicht erneut zu hören bekommen. Wir 
treten vollinhaltlich der Auffassung bei, daß 
unser seinerzeitiges Entlassungsersuchen eine prä-
zise und korrekte Form der parlamentarischen 
Mißbilligung des Verhaltens des  Bundeskanzlers 
war und daß dieses Haus jederzeit berechtigt ist, 
in Ausübung seines Kontrollrechtes gegenüber der 
Bundesregierung durch Beschluß seine Meinung in 
jedem Falle zum Ausdruck zu bringen. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Sechs Monate nach der Einreichung 'der  Rücktritts-
gesuche der Minister Kraft und Oberländer und 
erst nach Festlegung der heutigen Tagesordnung, 
auf der unsere Große Anfrage zur Behandlung an

-

steht, hat der Herr Bundeskanzler in dieser Sache 
entschieden. Diese Entscheidung gibt keine Veran-
lassung, die Angelegenheit als abgeschlossen anzu-
sehen, im Gegenteil. 

(Sehr wahr! beim GB/BHE.) 

In der Begründung der Ablehnung der Entlas-
sungsgesuche der Minister führt der Herr Bundes-
kanzler aus: 

Die Bundesminister werden gemäß Art. 64 GG 
auf Vorschlag des Bundeskanzlers vom Bun-
despräsidenten ernannt und entlassen. Der 
Bundeskanzler 'ist — unter Vorbehalt seiner 
parlamentarischen Verantwortlichkeit — in 
der Auswahl seiner Mitarbeiter in der Bun-
desregierung frei. Dies gilt auch für den Fall, 
daß eine Koalitionsregierung gebildet ist. Die 
Mitglieder der Bundesregierung sind daher 
nicht von dem Vertrauen der Fraktionen ab-
hängig, die sie bei der Regierungsbildung in 
Vorschlag gebracht haben. 

(Hört! Hört! beim GB/BHE. — Sehr rich

-

tig! in der Mitte.) 

Der Bundeskanzler hat vielmehr bei Differen-
zen zwischen einem Minister und seiner Frak-
tion in eigener Verantwortung gegenüber dem 
ganzen Bundestag über das Verbleiben eines 
Ministers in der Bundesregierung zu entschei-
den. 

Sollte der Herr Bundeskanzler die Absicht 
haben, uns mit einem Exkurs über Verfassungs-
recht abzuspeisen, so wollen wir schon vorweg die 
Forderung erheben, daß er uns die politischen 
Gründe sagen möchte, die ihn zu seinem unge-
wöhnlichen Verhalten veranlaßt haben. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Denn hier handelt es sich nicht um Differenzen 
zwischen einem Minister und seiner Fraktion, wo-
bei wir uns durchaus so gelagerte Fälle vorstellen 
können, in denen der Bundeskanzler als Regie-
rungschef eine Vermittlerrolle einnimmt, um sein 
Kabinett zusamenzuhalten. Hier sind zwei Minister 
aus ihrer Partei und Fraktion, die sie auf Grund 
der Koalitionsabsprachen zu Ministern vorge-
schlagen haben, ausgetreten und haben ihre Ent- 
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(Engel!)  
lassungsgesuche zutreffend mit diesem völlig ver-
änderten Sachverhalt begründet. Nach jeder de-
mokratischen Praxis mußte solchen Anträgen, die 
an sich schon eine parlamentarische Selbstver-
ständlichkeit waren, entsprochen werden. 

Bedeutsame Vorgänge der letzten Zeit haben 
uns zu der Überzeugung gebracht, daß das Ver-
halten des Herrn Bundeskanzlers nur zu erklären 
ist, wenn man von der Annahme ausgeht, daß es 
sich hier mehr um parteipolitische Schachzüge im 
Hinblick auf die nächste Bundestagswahl handelt. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Die Verweigerung der Entlassung scheint daher 
zusätzlich auch noch auf eine andere Fraktion zu 
zielen, deren Ministergruppe dadurch ermuntert 
werden soll, der Koalitionstreue dem Bundeskanz-
ler gegenüber den Vorrang zu geben. Auch die 
derzeitigen Auseinandersetzungen um das neue 
Wahlgesetz, bei denen der Antrag der CDU ganz 
unverhohlen als Massageantrag bezeichnet wird, 
können nur zu der Erkentnis führen, daß wir an-
scheinend einer neuen Ära im politischen Leben 
der Bundesrepublik entgegengehen, in der neben 
der  Opposition der Sozialdemokratischen Partei 
nur noch kleinere Satellitenparteien der CDU ge-
duldet werden sollen, und dies auch nur, um un-
serem Parteileben ein gewisses Scheinkolorit zu 
geben, welches den wahren politischen Sachverhalt 
zwecks Stimmenfangs verschleiern soll. In der 
Presse finden sich so zahlreiche Stimmen, die die 
Lage ähnlich beurteilen, daß ihre Wiedergabe hier 
gar nicht möglich ist. 

In diesen sechs Monaten ist verständlicherweise 
die weitere Frage aufgetaucht, ob die Rücktritts-
gesuche der Minister Kraft und Oberländer über-
haupt ernst gemeint waren, und die Zusatzfrage, 
ob der Herr Bundeskanzler bei einem ernst ge-
meinten Rücktrittgesuch nicht verpflichtet war, 
dem Gesuch zu entsprechen. Art. 69 des Grundge-
setzes, der in Abs. 3 bestimmt, daß ein Bundes-
minister auf Ersuchen des Bundeskanzlers ver-
pflichtet ist, die Geschäfte bis zur Ernennung eines 
Nachfolgers weiterzuführen, lautete ursprünglich 
in einem namens des Redaktionsausschusses des 
Parlamentarischen Rates gestellten Antrag Dr. 
Dehler u. a.: 

Das Amt eines Bundesministers endet  

2. durch Rücktritt. 

Bei der Aussprache über die Streichung dieses Sat-
zes wurde betont, daß die Streichung nur erfolge, 
weil die aufgezählten Fälle als selbstverständlich 
zu betrachten seien. Vergleiche Bonner Kommen-
tar zum Grundgesetz Anmerkung 1 zu Art. 69. 
Demnach hätten die Minister ihren Rücktritt voll-
ziehen können, da nicht anzunehmen ist, daß der 
Herr Bundeskanzler in sechs Monaten keinen ge-
eigneten Nachfolger für den Vertriebenenminister 
finden konnte. Für einen Sonderminister war eine 
Nachfolgeschaft keinesfalls dringlich, zumal die 
vom Herrn Bundeskanzler bestimmte Aufgabe, die 
Verbindung zwischen Regierung und Koalition zu 
pflegen, entfallen war und vom Gesamtdeutschen 
Block wohl kaum auf die CDU übertragen werden 
konnte. 

Wenn die hier vorgetragene staatsrechtliche Auf

-

fassung von dem Herrn Bundeskanzler nicht be-
stritten werden kann, hat seine Haltung und die 
der Minister unsere Wertung der Vorgänge nur 
weiterhin bestärkt, zumal der Herr Bundeskanzler 

bis zum heutigen Tag den Ausführungen des Ab-
geordneten Dr. Ka  t h e r in der 118. Sitzung des 
Deutschen Bundestages nicht widersprochen hat, 
nach denen er es uns gegenüber als Koalitionspart-
ner mit seinen Pflichten für vereinbar gehalten 
hat, bei bestehender Koalition mit unseren Mini-
stern wegen des Austritts oder Übertritts zu ver-
handeln oder verhandeln zu lassen. 

(Hört! Hört! beim GB/BHE.) 

Besondere Kritik ist aus Anlaß der Verschlep-
pung der Entscheidung laut geworden. Daß diese 
das Ungewöhnliche des Falles besonders unterstri-
chen hat, ist nicht verwunderlich. Schon im Juli 
1955 hatte der Herr Bundeskanzler aus Murren 
unserer Fraktion schriftlich zugesagt, daß er nach 
Rückkehr aus dem Urlaub die Entscheidung tref-
fen wolle. Bestimmend für eine Frist war auch sein 
Wunsch, die weitere Entwicklung im Gesamtdeut-
schen Block abzuwarten. Die Auswirkung des An-
schlags hatte also den Erwartungen nicht entspro-
chen, die die Minister wohl auch gegenüber dem 
Herrn Bundeskanzler als mit Sicherheit eintretend 
vorausgesagt hatten. Hier ist überhaupt wohl eine 
gewisse Panne zu verzeichnen, die dem Ablauf der 
Ereignisse eine unerwartete Wendung gegeben hat 
und zur Erklärung dieses seltsamen Falles heran-
gezogen werden muß. 

Die Demission zweier Bundesminister und ihr 
gleichzeitiger Austritt aus ihrer Fraktion und Par-
tei ist ein so ungewöhnlicher Vorgang, daß die 
Öffentlichkeit auf dessen Behandlung durch den 
Bundeskanzler ihr besonderes Augenmerk richtete. 

Es kann dem Ansehen höchster Staatsämter nicht 
dienlich sein, wenn Entlassungsgesuche nicht in 
dem vertretbaren Rahmen einer ordnungsmäßigen 
Geschäftsführung erledigt werden. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Aus Gründen der Staatsräson wäre eine baldige 
und korrekte Behandlung und Entscheidung drin-
gend geboten gewesen. In einem demokratischen 
Staate wird die Verfahrensweise des Herrn Bun-
deskanzlers kaum Verständnis finden. 

Das Amt des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte ist in Anbe-
tracht des großen Personenkreises und der Dring-
lichkeit seiner Betreuung für die Konsolidierung 
der politischen Verhältnisse in der Bundesrepublik 
von eminenter Bedeutung. Ein Bundesminister auf 
jederzeitigen Abruf kann weder im Kabinett noch 
im Bundestag noch bei den Geschädigtenverbänden 
jene Autorität vertreten, die für dieses Amt vor-
ausgesetzt werden muß. Wenn daher aus diesen 
Kreisen Stimmen laut geworden sind, die diese 
Verschleppung mit Empörung registrierten, dürfte 
unsere Kritik an dem Sachverhalt nur bestätigt 
sein. 

Die Ziffer 4 unserer Großen Anfrage enthält un-
ser eigentliches Anliegen, welches wir schon durch 
unseren Antrag Drucksache 1809 zu klären ver-
sucht hatten. In dieser Hinsicht liegt nunmehr eine 
Stellungnahme des Herrn Bundeskanzlers vor, der 
die Auffassung vertritt, daß die Bundesminister 
nicht von dem Vertrauen ihrer Fraktionen abhän-
gig sind. Wir sind für diese klare Stellungnahme 
dankbar. Damit ist auch für uns bestätigt, daß die 
seit einem halben Jahr urbi et orbi betriebene Po-
pularisierung der Kanzlerdemokratie auf die dies-
bezüglichen Ansichten des Herrn Bundeskanzlers 
zurückzuführen ist. 

(Sehr gut! beim GB/BHE.) 
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Es muß festgestellt werden: Der Herr Bundes-

kanzler hat bei der Bildung seiner Regierung nicht 
im entferntesten erkennen lassen, daß er derarti-
gen Verfassungsauslegungen huldigt. Er hat viel-
mehr die Ministerinflation des Jahres 1953 mit der 
Notwendigkeit begründet, das politische Element 
im Kabinett stärker zur Geltung kommen zu las-
sen und dadurch eine engere Verbindung mit den 
hinter dem Kabinett stehenden Fraktionen des 
Bundestages und diesem herbeizuführen. Er 
hat dabei der Überzeugung Ausdruck gegeben, daß 
durch die stärkere Verbindung mit den Fraktionen, 
dem Bundestag und  der  Öffentlichkeit das Werk 
der Gesetzgebung sich besser vollziehen wird. Wer 
diesen Standpunkt damals vernommen hat, konnte 
bona fide nur zu dem Schluß kommen, daß der 
Herr Bundeskanzler sich für eine weitere Stär-
kung der parlamentarischen Demokratie im klas-
sischen Sinne aussprechen wollte. 

Wir können heute nach zweieinhalb Jahren fest-
stellen, daß dem Herrn Bundeskanzler eine völlig 
andere Entwicklung vorschwebt und von ihm an-
gestrebt wird. Nachdem das Experiment des Jah-
res 1953, alle Parteien außer der Sozialdemokrati-
schen Partei in einer Koalition zusammenzufassen, 
in der eine Fraktion allein die Mehrheit im Bun-
destag besitzt, an dem parlamentarischen Wider-
sinn einer solchen Konstruktion gescheitert ist, 
zeichnet sich die neue Planung des Herrn Bundes-
kanzlers für 1957 nunmehr allen sichtbar ab. In 
immer weitgehenderer Abwandlung der parlamen-
tarischen Demokratie wird in Kombination mit 
einem entsprechenden Wahlgesetz die Konstituie-
rung eines pseudoparlamentarischen Obrigkeits-
staates betrieben. 

(Lachen und Oho-Rufe von der CDU/CSU.) 
Die derzeitigen Machtverhältnisse im Bundestag 
bieten dafür die Voraussetzung. Es erhebt sich 
nunmehr die Frage, welche Maßnahmen diejenigen 
Parteien ergreifen können, die auf diesem Wege 
zu folgen unter keinen Umständen bereit sind. Ob-
wohl wir der Meinung sind, daß Warnungen hier 
wenig Wirkung zeigen werden, möchten wir doch 
zunächst zur Begründung unseres gegenteiligen 
Standpunktes einer eigenen kurzen Stellungnahme 
nicht ausweichen. 
Das Kernstück der parlamentarischen Demokra-

tie ist die Verzahnung von Regierung und Parla-
ment über die von den Fraktionen in das Kabinett 
entsandten Vertrauensmänner: die Minister. Wer 
an diesem Grundsatz rüttelt, hebt den eminenten 
Funktionswert dieses Systems auf. Es hat immer 
Kreise gegeben, die aus den unterschiedlichsten 
Gründen jeder Form autoritativer Herrschaft vor 
der ihnen verhaßten Parlamentsmacht den Vorzug 
gegeben haben. Man soll das dann aber offen sagen 
und die schon vorhandene Begriffsverwirrung über 
Demokratie nicht noch mehren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: 1933!) 
Auf jeden Fall steht fest, daß die Mitglieder des 
Parlamentarischen Rates bei der Abfassung des 
Grundgesetzes die parlamentarische Demokratie 
in der Bundesrepublik schaffen wollten. Der 
Art. 64 des Grundgesetzes steht dieser Auffassung 
nicht entgegen, da er bewußt gegen die für eine 
Demokratie tödliche Gefahr einer heterogenen Ob-
struktion in das Grundgesetz hineingenommen ist. 
Hier setzt nun eine Verfassungsauslegung an, die 
zweifelsohne mit dem Willen des Gesetzgebers und 
dem Geist einer parlamentarisch-demokratischen 
Ordnung nicht vereinbar ist. 

Der hier ohne Not und zwingende Gründe her-
aufbeschworene Streit um die Verfassung ist auch 
noch aus der Sicht des zweigeteilten Deutschlands 
völlig unvertretbar. Unsere eigene Geschichte einer 
Zeit, die der Herr Bundeskanzler noch persönlich 
erlebte, hat uns doch den unbestrittenen Beweis 
erbracht, daß selbst eine säkulare Erscheinung und 
ihr Werk letzten Endes über ungelöste Verf as-
sungs- und Wahlrechtsprobleme gescheitert sind. 
Die ganze politische Misere des wilhelminischen 
Deutschland ist doch auf die Verfassungskonstruk-
tionen Bismarcks zurückzuführen, die ausschließ-
lich auf seine cäsarische Gestalt und sein persön-
liches Verhältnis zu dem damaligen Träger der 
Krone zugeschnitten waren. Nach dem Thronwech-
sel veränderte sich auch für ihn die Lage. Ein 
machtvolles Parlament stand ihm nicht zur Seite. 
So kam es zu seinem klanglosen Abgang und zu 
der Beamtenherrschaft bis zum Ausbruch des er-
sten Weltkriegs, in den wir dann unter dieser Füh-
rung hineingeschlittert sind. Es gab keine echten 
Reichsminister und kein Reichskabinett. Die 
Reichsgeschäfte wurden von Staatssekretären ver-
sehen. 1917 erkannte man dann zu spät, daß ein in 
der Volksmeinung verankertes Parlament und die-
sem verantwortliche Minister für die Meisterung 
der damaligen Aufgabe dringend erforderlich wa-
ren. Erscheint eine Rückentwicklung nach dieser 
Richtung wirklich so erstrebenswert? 

Neben der grundsätzlichen Bedeutung dieser 
Verfassungsfragen, die wir wenigstens beantwor-
tet haben wollen, liegt für uns und wohl auch für 
viele Mitglieder dieses Hauses noch ein aktueller 
Grund vor. Nach dem Wunsche des Herrn Bundes-
kanzlers sollen die Wehrgesetze baldigst verab-
schiedet werden. Es kann wohl keinem Zweifel un-
terliegen, daß die anläßlich des Falles Kraft/Ober-
länder gezeigte Auffassung des Herrn Bundeskanz-
lers den Abgeordneten für ihre Überlegungen und 
Forderungen wichtige Hinweise geben wird, die für 
die Gestaltung dieser Gesetze nicht ohne Bedeu-
tung sein werden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend versichern, daß wir diese Debatte nicht 
führen wollten, um irgendwelchen Ressentiments 
gegen unsere ehemaligen Minister Luft zu machen. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Auch Verfassungs- und Wahlrechtsfragen kann 
man sehr wohl von unterschiedlichen Standpunk-
ten aus diskutieren. Aber man kann nicht von der 
Theorie her oder gar vom Parteiinteresse die poli-
tischen Realitäten dieser Welt, wie sie heute ist, 
ignorieren. Die grausame Wirklichkeit unseres Vol-
kes ist seine Teilung in zwei Hälften, die sich in 
ihren gesamten Lebensformen täglich weiter von-
einander fortentwickeln. Weil zu jeder Stunde die 
Wiedervereinigung ein unverzichtbarer Bestandteil 
unseres politischen Denkens und Handelns bleiben 
muß, müssen auch die hier erörterten Probleme 
unseres Verfassungslebens in der Bundesrepublik 
unter den ausschließlichen Vorrang gesamtdeut-
scher Verpflichtung gestellt werden. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Uns bei der Vertretung dieser Auffassung vorbe-
haltlos zu unterstützen, ist die Bitte, die ich na-
mens meiner Fraktion an dieses Hohe Haus zu 
richten habe. 

(Beifall beim GB/BHE und bei Abgeord

-

neten der SPD.) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort zur  
Beantwortung der Großen Anfrage hat der Herr  
Bundeskanzler.  

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident!  
Meine Damen und meine Herren! Die Bundesmini-
ster Kraft und Oberländer haben mir am 11.7.1955  
nach ihrem Ausscheiden aus der Fraktion des GB/  
BHE ihren Rücktritt aus ihrem Ministeramt ange-
boten. Der Entschluß der beiden Herren ist frei-
willig gefaßt worden. Nach dem Grundgesetz  
waren sie nicht verpflichtet, ihre Ämter zur Ver-
fügung zu stellen.  

Es gibt im Grundgesetz keine Vorschrift, die be-
sagt, daß die Mitgliedschaft in einer Partei oder  
die Zugehörigkeit zu einer Fraktion Voraussetzung  
für die Belassung eines Bundesministers in seinem  
Amte sei. In der Auswahl der Minister ist der  
Bundeskanzler nach dem Grundgesetz bei der Re-
gierungsbildung und während der Legislatur-
periode frei.  

(Zuruf von der SPD: Er hat aber nicht  
danach gehandelt!)  

Bei Differenzen zwischen einem Bundesminister  
und seiner Fraktion hat der Bundeskanzler in eige-
ner Verantwortung gegenüber dem gesamten Bun-
destag über das Verbleiben dieses Ministers in der  
Bundesregierung zu entscheiden.  

Diese Grundsätze stehen nach dem Grundgesetz  
völlig klar fest. Koalitionsabreden zwischen den  
Fraktionen, die die Regierung tragen, schaffen  
keine verfassungsrechtlichen Verpflichtungen, son-
dern haben politische Bedeutung. Eine Verpflich-
tung des Bundeskanzlers, eine bestimmte Persön-
lichkeit mit einem bestimmten Ministeramt zu be-
auftragen und sie auf Verlangen einer Koalitions-
fraktion wieder abzuberufen, würde mit dem  
Grundgesetz nicht vereinbar sein. Eine solche Auf-
fassung ist übrigens bei den Koalitionsbesprechun-
gen aus Anlaß der Regierungsbildung 1949 und  
1953 von keiner Fraktion vertreten worden. Ich  
würde mich auch nicht darauf eingelassen haben.  

(Allgemeine Heiterkeit. — Beifall bei der  
CDU/CSU. — Abg. Dr. Mocker: Dann wä

-

ren andere Voraussetzungen gegeben ge

-

wesen, Herr Bundeskanzler!)  
— Nein, meine verehrten Damen und Herren, Sie  
vergessen, daß der Bundeskanzler, ehe er zur  
Bildung seiner Regierung kommt, schon vom Bun-
destag gewählt ist.  
(Abg. Dr. Mocker: Nachdem die Koalitions

-

absprachen getroffen worden waren!)  

— Nachdem Verabredungen gewesen sind!  
(Abg. Dr. Mocker: Nur der formelle Werde

-

gang war so!)  

Im einzelnen möchte ich die mir gestellten Fra-
gen wie folgt beantworten.  

Zu Frage 1. Ich habe mit dem Herrn Bundes-
präsidenten über die Gesuche der Herren Ober-
länder und Kraft gesprochen, und zwar im Som-
mer, nachdem sie eingegangen waren. Ich habe  
ihm die Entlassungen aber nicht vorgeschlagen,  
weil mir ihre weitere Mitarbeit im Kabinett trotz  
der Meinungsverschiedenheiten, die zu ihrem Aus-
scheiden aus der Fraktion des BHE geführt haben  
und die nicht in ihrer Tätigkeit begründet waren,  
wertvoll erscheint.  

(Lachen und Zurufe vom GB/BHE und  
von der SPD.)  

Zu Frage 2. Nach § 9 Abs. 2 des Bundesminister

-

gesetzes können zwar die Bundesminister jederzeit  
ihre Entlassung verlangen. Wenn ein Minister aus  
gesundheitlichen oder sonstigen persönlichen Grün-
den seine Entlassung nachsucht, so ist diesem  
Wunsch auch stattzugeben. Stellt jedoch -ein Mini-
ster dem Bundeskanzler durch ein Rücktrittsange-
bot sein Amt zur Verfügung, so besteht in diesem  
Falle für den Bundeskanzler keine Verpflichtung,  
dem Bundespräsidenten die Entlassung vorzu-
schlagen.  

Zu Frage 3. Die Bundesminister Kraft und Ober-
länder sind auch nach ihrem Rücktrittsangebot auf  
meinen Wunsch als Minister tätig geblieben. Die  
ordnungsmäßige Führung der Regierungsgeschäfte  
ist dadurch nicht beeinträchtigt worden.  

(Lachen beim GB/BHE und bei der SPD.)  
Zu Frage 4. Die Parteien wirken bei der poli-

tischen Willensbildung des Volkes mit;  
(Zuruf von der SPD: Aber?)  

sie sind auch in der Verfassungswirklichkeit von  
wesentlicher Bedeutung. Der Bundeskanzler, der  
das Recht hat, dem Bundespräsidenten die Ent-
lassung der Bundesminister vorzuschlagen, wird  
jedoch nach dem Grundgesetz nicht von Parteien,  
sondern von der Mehrheit des Bundestages ge-
tragen, dessen Mitglieder nicht Bevollmächtigte  
der Parteien, sondern eigenverantwortliche Ver-
treter des gesamten Volkes sind.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der DP. — 
Lachen beim GB/BHE und der SPD. — 
Abg. Schröter [Wilmersdorf]: Und wie  
kommt die Mehrheit zustande? — Weitere  

Zurufe.)  

Es ist mir vorgeworfen worden, ich hätte die  
Grundregeln der parlamentarischen Demokratie  
außer Kraft gesetzt. Ich möchte dazu sagen, meine  
Damen und Herren: ich habe die Grundregeln der  
parlamentarischen Demokratie weder jetzt noch  
früher einmal außer Kraft gesetzt,  

(Beifall bei der CDU/CSU und der DP)  
sondern ich habe die wichtigste parlamentarische  
Grundregel beachtet, die lautet: bei aller gebote-
nen Rücksichtnahme auf die Auffassung einer  
Minderheit ist in einer Demokratie nicht ihr Wille  
maßgebend, sondern das Vertrauen der Parla-
mentsmehrheit.  

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU und  
der DP.)  

Von einer Außerkraftsetzung der Grundregeln der  
parlamentarischen Demokratie durch mich kann  
keine Rede sein. Der Bundeskanzler ist dem Parla-
ment verantwortlich. Das Parlament kann auf die  
im Art. 67 des Grundgesetzes vorgesehene Weise  
sein Recht gegenüber dem Bundeskanzler zum  
Vollzug bringen.  

Ich möchte im Interesse der Wahrung der Ver-
fassung noch einige Bemerkungen hinzufügen. Die  
Bundesminister sind bei ihrer Tätigkeit im Kabi-
nett nicht Beauftragte bestimmter Fraktionen.  

(Zuruf von der Mitte: Hört! Hört!)  
Sie leisten nach Art. 64 des Grundgesetzes einen  
besonderen Eid, der wie folgt lautet:  

Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle  
des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen  
mehren, Schaden von ihm wenden, das Grund- 
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gesetz und die Gesetze des Bundes wahren und 
verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft er-
füllen und Gerechtigkeit gegen jedermann 
üben werde. 

Danach haben sie eine eigene Verantwortung und 
eine eigene Verpflichtung, und ich bin überzeugt, 
meine Damen und Herren, daß die Mitglieder des 
Kabinetts diesem Eid entsprechend handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der DP. — 
Zuruf links: Wenn sie dürfen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben die 
Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion des 
GB/BHE gehört. Ich frage, ob in die Beratung ein-
getreten werden soll. 

(Zustimmung beim GB/BHE und bei der SPD.) 

— Mehr als 30 Mitglieder des Hauses unterstützen 
die Beratung. Ich frage, wer das Wort wünscht. — 
Herr  Dr. Gille hat das Wort. 

Dr. Gille (GB/BHE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich habe mit der Wortmeldung 
zunächst noch etwas gezögert. Ich hatte die Hoff-
nung und glaubte auch, es sei vielleicht besser, 
daß das Anliegen meiner Fraktion zunächst ein-
mal aus der Sicht einer anderen Partei behandelt 
würde. 

(Abg. Arndgen: Denkste!) 

— Na ja, es gibt außer der CDU noch einige an-
dere Parteien. Ich möchte meinen, daß nicht alle 
so mit einer Handbewegung über dieses durchaus 
ernst zu nehmende Anliegen hinweggehen werden 
wie mein verehrter Herr Zwischenrufer hier auf 
der Prominentenbank. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 

Herr Bundeskanzler, ich muß offen sagen, daß 
ich auch hinsichtlich Ihrer Ausführungen, soweit 
sie verfassungsrechtlichen Charakter trugen, nicht 
unsere Zustimmung aussprechen kann. Das Ver-
fassungsgebäude, so wie es unser Grundgesetz vor-
sieht, hat nicht nur eine, sondern eine ganze Reihe 
von Säulen. Wenn man bei der Interpretation eines 
einzigen Artikels allein auf diesen Artikel abstellt, 
ohne sich die Mühe zu geben, dabei zu überlegen, 
inwieweit bei einer sehr ausweitenden Interpreta-
tion der in diesem Artikel gegebenen Rechte etwa 
andere tragende Pfeiler unseres Verfassungsgebäu-
des berührt werden, dann kann man nur zu un-
richtigen Urteilen kommen. 

(Abg. Dr. Mocker: Sehr richtig!) 

Nicht nur im deutschen Verfassungsrecht, sondern 
vielleicht sogar über Deutschlands Grenzen hinaus 
ist die Aufgabe der politischen Parteien im prak-
tischen Verfassungsleben immer außerordentlich 
stiefmütterlich behandelt worden. Kein Geringerer 
als Herr Professor Carlo Schmid hat darauf im 
Parlamentarischen Rat hingewiesen, wie ich mich 
beim Studium der Protokolle vergewissert habe. 
Wir haben in unserer Verfassung den Art. 21, der 
erstmals im deutschen Recht wenigstens den Be-
griff „politische Parteien" in das verfassungsrecht-
liche Grundgesetz hineingebracht hat. Der Artikel 
ist dürftig genug, aber ich glaube, auch bei dieser 
sehr zurückhaltenden Formulierung bleibt man 
doch wohl im Rahmen einer richtigen Beurteilung 
unseres Verfassungssystems, wenn man anerkennt, 
daß die politischen Parteien nicht nur als Träger 
der politischen Willensbildung draußen im Lande, 
sondern auch hier durch ihre Fraktionen eine ganz 

wesentliche Aufgabe zu erfüllen haben, die nicht 
einfach so als Nebenbestimmung im Grundgesetz 
betrachtet werden kann. 

Es geht letzten Endes um die Frage, wie das 
Verhältnis zwischen Regierung und Parlament ge-
staltet werden soll. Wir übersehen nicht, daß die 
neue Verfassung im Gegensatz zur Weimarer Ver-
fassung eine stärkere Unabhängigkeit der Regie-
rung vom Parlament bewußt gewollt hat, und die-
ser Gedanke ist insonderheit in Art. 65, in dem die 
Stellung, die Rechte und die Befugnisse des Bun-
deskanzlers niedergelegt sind, zum Ausdruck ge-
kommen. Aber, verehrter Herr Bundeskanzler, die 
Interpretation, die Sie den Befugnissen des Bundes-
kanzlers nach diesem Artikel geben, scheint doch 
für diesen, ich möchte sagen, absonderlichen Fall, 
den der Bundesverfassungsgeber wahrscheinlich 
gar nicht sich überhaupt vorzustellen in der Lage 
war, nicht zuzutreffen. 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich glaube, nicht zuviel zu sagen, wenn ich be-
haupte, daß es, als im Jahre 1948/49 der Parlamen-
tarische Rat an die Arbeit ging, kaum vorstellbar 
gewesen ist, daß es möglich sein würde, daß zwei 
von einer Fraktion durch ihr Vertrauen dem Herrn 
Bundeskanzler zur Hineinnahme ins Kabinett vor-
geschlagene Mitglieder in der Lage sein würden, 
aus der Fraktion und Partei auszutreten, und daß 
sie dennoch nicht selbst den Wunsch hätten, um 
der Sauberkeit unseres politischen Lebens willen 
nun den Herrn Bundeskanzler ernstlich zu bitten, 
sie von ihrer Verantwortung zu befreien. 

(Lebhafter Beifall beim GB/BHE 
und bei der SPD.) 

Hier ist doch ein Spiel getrieben worden, das über 
den Einzelfall hinaus wirklich ernste Beachtung 
in unserem politischen Leben verdient. 

Ich möchte, um jeder Legendenbildung vor-
zubeugen, folgendes noch einmal deutlich aus-
sprechen. Als mein Freund Engell hier sprach, 
kamen unter Lächeln einige Zwischenrufe aus den 
Reihen der CDU; deshalb ganz klar folgende Fest-
stellung. Im Gesamtdeutschen Block/BHE ist nach 
dem Schritt der beiden Minister Oberländer und 
Kraft nicht in einem Augenblick eine ernste Er-
wägung darüber angestellt worden, an Stelle der 
beiden Herren dem Herrn Bundeskanzler andere 
Persönlichkeiten vorzustellen. 

(Zustimmung beim GB/BHE.) 

Davon kann gar keine Rede sein. Wir sahen die-
ses Zerwürfnis für so stark an, daß wir glaubten, 
daß damit wahrscheinlich die Grundlagen einer 
Zusammenarbeit in der Regierungskoalition für 
uns nicht mehr vorhanden waren. 

(Abg. Dr. Krone: Aber erst nach einigen 
Monaten!) 

— Es sind keine Ressentiments! Ich möchte das vor 
der Öffentlichkeit gegenüber allen anderen Be-
hauptungen feststellen. Deswegen glauben wir 
auch, daß wir nicht nur das Interesse einer kleinen 
Fraktion hier zum Ausdruck bringen, sondern daß 
es um mehr geht. 

Sie haben dann, sehr verehrter Herr Bundes-
kanzler, ein Wort ausgesprochen, bei dem man 
wieder einmal merkt, daß Verfassungsparagraphen 
und Verfassungswirklichkeit sehr schnell ausein-
anderzuklaffen pflegen. Sie haben bemerkt, ein 



6530 	2. Deutscher Bundestag — 124. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 19. Januar 1956 

(Dr. Gille) 
Bundeskanzler würde verfassungswidrig handeln, 
wenn er bei der Regierungsabsprache über Perso-
nalien spräche. Ja, verehrter Herr Bundeskanzler, 
ich habe nur den Vorzug gehabt, die Regierungs-
bildung des Jahres 1953 am Rande zu erleben. 
Aber ich kenne keine Regierungsbildung in unse-
rem parlamentarischen Bereich, bei der es nicht 
selbstverständlich ist, daß bei der Absprache über 
das Regierungsprogramm auch über Persönlich-
keiten gesprochen wird. So und nicht anders ist es 
auch hier gewesen. Selbstverständlich hat sicher-
lich keine der beteiligten Fraktionen etwa die Mei-
nung gehabt, sie könne Ihnen, Herr Bundeskanz-
ler, der Sie ja schon gewählt waren — allerdings 
zum Zeitpunkt der Absprachen oder Abreden 
noch nicht —, irgendeine Persönlichkeit aufzwin-
gen. Davon ist selbstverständlich keine Rede. Aber 
daß es der Verfassungswirklichkeit entspricht und 
daß es praktisch eigentlich auch kaum anders mög-
lich ist, als daß man bei dem Versuch, eine gemein-
same  Regierungsgrundlage zu finden, auch über 
Personen redet, ist doch eine Selbstverständlichkeit. 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Darum sind 
es auch 24 Minister geworden!) 

Herr Bundeskanzler, ich habe es besonders als 
Mitglied der antragstellenden Fraktion als etwas 
peinlich empfunden, daß Sie glaubten, uns auf den 
Eid der Minister hinweisen und uns in feierlicher 
Form den Wortlaut in Erinnerung rufen zu müs-
sen. Ich weiß nicht, wie ich darauf reagieren 
soll. Man könnte es ja so auslegen, Herr Bundes-
kanzler, als ob Sie meiner Fraktion irgendwie un-
terstellen wollten, wir wollten mit dem Anliegen, 
das wir heute vertreten, in die Eidespflicht und 
Eidesverantwortung eines Bundesministers irgend

-

wie eingreifen. Davon kann selbstverständlich gar 
keine Rede sein. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 
— Ja, sehr verehrter Herr Dr. Krone, Sie weisen 
ab. Ich wollte auch nur mit allem Respekt und in 
aller Ehrerbietung den Herrn Bundeskanzler dar-
auf aufmerksam machen, daß dieser Teil seiner 
Antwort von uns als etwas unangenehm empfun-
den worden ist. 
Dann haben Sie, Herr Bundeskanzler, zum Aus-

druck gebracht, daß die beiden Minister ihre Auf-
gaben ausgezeichnet erfüllt hätten und Sie aus 
diesem Grund keinen Anlaß gesehen hätten, aus 
der politischen Situation heraus eine andere Ent-
scheidung zu treffen. Ich erlaube mir nur, darauf 
hinzuweisen, daß das hinsichtlich des Aufgabenbe-
reichs des Herrn Ministers Kraft schon deshalb gar 
nicht zutreffen kann, 

(Zuruf links: Ist im Fluß! — Heiterkeit bei 
SPD) 

weil mit seinem Ausscheiden aus der Fraktion seine 
wesentliche Aufgabe in Fortfall gekommen ist, die 
wesentliche Aufgabe, die Sie selber in Ihrer Regie-
rungserklärung für die Einrichtung der Sonder-
ministerien hier vor dem Parlament und der deut-
schen Öffentlichkeit mit den Worten umrissen 
haben, es komme Ihnen darauf an, angesichts der 
Fülle von gesetzgeberischen Aufgaben und der 
Entscheidung schwerer politischer Fragen, die vor 
uns stünden, eine sehr enge und dauernde Verbin-
dung zwischen Kabinett und Fraktion zu haben 
und zu diesem Zweck aus dem Steuersäckel jeder 
Fraktion eine besondere Person, genannt Sonder-
minister, zur Verfügung zu stellen. Daran kann 
man doch nicht vorübergehen! 

(Zurufe von der SPD.) 

Es ist doch eigentlich zumindest zu erwarten, daß 
nun — nicht uns, sondern dem Parlament, viel-
leicht auch als der steuerbewilligenden Instanz — 
die  Frage beantwortet wird: was soll denn nun 
dieser unglückliche Sonderminister machen, nach-
dem ihm seine Hauptfunktion durch die veränder-
ten Umstände nicht mehr möglich ist? 

(Lebhafte Zurufe von der SPD: Wasser! — 
Lachen links.) 

Es kann doch nicht im Ernst angenommen werden, 

(wiederholte Zurufe von der SPD) 

daß die Arbeit an der Koordinierung der wasser-
rechtlichen Gesetzgebung nicht ein gut ausgebilde-
ter Oberregierungsrat mindestens mit der gleichen 
Akkuratesse machen kann. 

(Stürmischer Beifall beim GB/BHE, der 
SPD und vereinzelt rechts.) 

Dazu brauchen wir doch keinen politischen Auf-
trag. keine politische Persönlichkeit, sehr verehr-
ter Herr Bundeskanzler. Das sind doch Fragen, auf 
die wir aus der ganzen Situation heraus eine Ant-
wort glaubten erwarten zu können. 

Sicherlich, der Aufgabenbereich des Herrn Bun-
desministers Oberländer hat sich durch sein Aus-
scheiden aus meiner Fraktion und Partei in keiner 
Weise geändert. Aber man sollte nicht überhören, 
was mein Parteifreund Engell mit Recht hier kri-
tisch andeutete: daß durch Ihr langes Verzögern 
der Entscheidung ein so wichtiges Ministerium, 
das für seine politische Arbeit auch draußen im 
Lande im besonderen — das liegt in der Art der 
Aufgabe — einer Vertrauensgrundlage und einer 
Autorität bedarf, sechs Monate in der Schwebe war. 
Das kann man doch nicht tun! Auch das ist eine 
Kritik. auf die wir eigentlich eine Antwort erwar-
ten dürften. 
Ich möchte also meinen — um noch einmal auf 

das Verfassungsrechtliche zurückzukommen —. daß 
eine so weite Auslegung der Befugnisse des Herrn 
Bundeskanzlers nach Art. 64 des Grundgesetzes, 
wie er sie selbst sich zumißt, ein anderes tragendes 
Element unseres verfassungsrechtlichen Systems 
irgendwie beeinträchtigt, nämlich die Mitwirkung 
der politischen Parteien und ihrer Fraktionen nicht 
nur bis zum Zeitpunkt der Regierungsbildung, son-
dern auch als parlamentarische Mitspieler und Zu-
sammenspieler 

(Abg. Wehner: Plattenspieler! — Heiterkeit 
links) 

gegenüber der Regierung. Es kann doch nicht im 
Ernst die Auffassung des Herrn Bundeskanzlers 
sein, daß die Mitwirkung der Fraktionen — denn 
so haben Sie es formuliert, Herr Bundeskanzler — 
in  dem Augenblick verfassungsrechtlich beendet 
ist, in dem nach vorhergehenden Absprachen mit 
dem zu wählenden Bundeskanzler die erforderliche 
Mehrheit erreicht wurde. Dann — das ist die Kon-
sequenz Ihrer verfassungsrechtlichen Grundauf-
fassung — können die Fraktionen als Regierungs-
fraktionen, die ja die Regierung ins Leben gesetzt 
haben und schon deshalb die Verantwortung tra-
gen. getrost die Hände in den Schoß legen und 
alles Weitere der Verantwortung des Herrn Bun-
deskanzlers überlassen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich glaube. Herr Bundeskanzler, es ist auch ver-
fassungsrechtlich nicht richtig. 
Aber es ist ja auch gar nicht in erster Linie eine 

verfassungsrechtliche Frage, sondern es ist eine 
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verfassungspolitische Frage, vielleicht eine poli-
tische Frage ganz allgemein, Man sollte sich doch 
ganz nüchtern und ohne jede Leidenschaft die 
Frage vorlegen: Cui bono? Zu wessen Nutzen wird 
dieses ganze Schauspiel eigentlich vollführt? 

(Beifall beim GB/BHE und bei der SPD.) 
Herr Bundeskanzler, ich habe mir vergeblich den 
Kopf darüber zerbrochen; ich bin nicht dahinter-
gekommen. Wenn man nicht mit sehr üblen Unter-
stellungen arbeiten und diese als Motive für Ihre 
Einstellung in dieser Frage annehmen will, dann 
findet man eigentlich keinen sinnvollen Grund. 
Bezüglich des Sonderministers ist jede Funktions-
fähigkeit auch dieses Kabinettsmitglieds für die 
gesamte übriggebliebene Fraktionsgemeinschaft 
doch völlig sinnlos geworden. Daß andere Kabi-
nettsmitglieder, die einfach nur als besonders her-
vorragende politische Persönlichkeiten, als Ihre 
engeren Ratgeber im Kabinett sitzen sollen, diese 
Konstruktion kennen wir nicht. Jeder hat eine 
Aufgabe; die Sonderminister hatten diese, und bei 
Kraft ist sie weggefallen. 

(Zurufe.) 

— Ach, reden Sie doch nicht vom Wasserrecht! 
(Zuruf vom GB/BHE: Davon hat er keine 

Ahnung!) 

Wir wollen im Interesse dieser Aufgabe die Dinge 
nicht ins Lächerliche ziehen. Das ist doch keine po-
litische Aufgabe. So eine Frage wird normaler-
weise — das kann der Herr Vorsitzende des Haus-
haltsausschusses aus der Fülle seiner Kenntnisse 
wahrscheinlich gleich nachweisen — mit der Ein-
richtung einer neuen Beamtenstelle erledigt, aber 
nie und nimmer mit der Erteilung eines politischen 
Auftrages. 

Aber wem nützt man damit? Herr Bundeskanz-
ler, es kommt doch letzten Endes auch darauf an, 
daß der parlamentarische Stil, der Stil zwischen 
Regierung und Parlament, in den Auseinander-
setzungen, die notwendig sind und die ja auch der 
Sinn des parlamentarischen Lebens sind, sauber 
und für jeden überzeugend bleibt. Es kann doch 
niemand annehmen, daß man über das, was sich 
durch den freiwilligen Entschluß der beiden Her-
ren Oberländer und Kraft damals abgespielt hat, 
einfach als über ein Faktum, das im politischen 
Leben nun mal vorkommen kann, zur Tagesord-
nung übergeht und sagt, daraus brauche man keine 
Konsequenzen zu ziehen. Wir sind alle daran inter-
essiert, einen parlamentarisch sauberen und für 
die Bevölkerung verständlichen und überzeugen-
den Stil beizubehalten und zum Ausdruck zu brin-
gen. 

(Zuruf von der Mitte.) 

— Ja, ich meine, daß man hier auch die Worte 
„sauber" oder „unsauber" gebrauchen darf. Ich 
möchte meinen, Herr Bundeskanzler, daß die Ent-
scheidung, die Sie nun einmal gefällt haben, für 
uns als Fraktion damit insoweit abgetan ist, 
als es sich um diese beiden Herren handelt. Sie 
sollte aber noch nicht abgetan sein für das ge-
samte Haus, soweit es sich um die Frage handelt: 
Ist Ihre rechtliche Auslegung des Art. 64 des 
Grundgesetzes an Hand dieses Vorfalls nicht zu 
weitgehend? Berühren Sie damit nicht die echte, 
für den Parlamentsbetrieb notwendige Partner-
schaft zwischen Fraktionen und der Regierung, 
und ist es insbesondere politisch zu verantworten, 
in dieser Weise mit einer Fraktion umzuspringen 
und eine solche Entscheidung zu fällen, und das 
nach einem Zeitraum von sechs Monaten? 

Herr Bundeskanzler, ich möchte mir die Offen-
heit gestatten, Ihnen zu sagen: Meine Fraktion hat 
es außerordentlich bedauert, daß Sie es als Bun-
deskanzler für möglich gehalten haben, diese Frage 
sechs Monate in der Schwebe zu lassen. Ich be-
daure dies schon um des Klimas willen und weil 
doch Gesprächsmöglichkeiten vorhanden bleiben 
müssen. So kann man doch nicht mit Fraktionen 
und Parteien umspringen, selbst wenn sie hier im 
Bundestag in einer kleinen Gruppe vertreten sind. 
So sollte man mit ihnen um des Stiles der gemein-
samen Arbeit willen nicht umspringen. 

Wir würden sehr herzlich bitten — die CDU hat 
offenbar keine Neigung dazu —, daß doch die an-
deren Parteien die Angelegenheit nicht dadurch 
bagatellisieren, daß sie es nicht für nötig halten, 
zu dem wirklichen Problem, um das es sich 
handelt, auch ihre Auffassung hier dem Parlament 
und damit der Öffentlichkeit mitzuteilen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und meine Herren! Herr Gille hat 
offenbar einen Teil meiner Ausführungen — daran 
mag die Akustik schuld sein — nicht richtig ver-
standen. Ich will sie ihm deswegen wiederholen. 

(Lachen beim GB/BHE.) 

Ich möchte aber zuerst auf die Daten eingehen. 
Das Angebot der beiden Herren kam am 11. Juli. 
Die Parlamentsferien begannen am 18. Juli und 
dauerten bis 12. September. Ich konnte selbstver-
ständlich während der Parlamentsferien in der 
Sache gar nichts tun, habe das auch damals nicht 
getan, 

(Widerspruch und Zurufe vom GB/BHE und 
von der SPD) 

weil eine solche Sache nur nach Rücksprache mit 
den Parlamentariern erledigt werden kann. 

(Erneuter Widerspruch und Zurufe vom 
GB/BHE und von der SPD. — Abg. Dr. 
Greve: Sie haben schon wichtigere Sachen 

ohne Parlamentarier erledigt, Herr 
Bundeskanzler!) 

— Wie man es Ihnen recht machen soll, weiß ich 
nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Feller: 
Hoffentlich ist das ein Vorsatz zur Besse

-

rung, Herr Bundeskanzler!) 

Wenn ich während Ihrer Abwesenheit etwas tue, 
wird es heißen: er bekümmert sich nicht um uns; 
und wenn ich nun sage: Sie hatten Ferien, und ich 
mußte mit den Parlamentariern sprechen, dann 
sagen Sie: Warum denn? Es ist nicht nötig. — Was 
soll ich denn nun machen? 

(Heiterkeit und Beifall in der Mitte.) 

Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
doch in Ruhe — d. h. in Ruhe von Ihrer Seite — 
fortfahren. Die Parlamentsferien gingen am 12. Sep-
tember zu Ende. Am 7. Oktober bin ich, wie Sie 
wissen, schwer erkrankt, und dann ist die Sache 
liegengeblieben. 

Nun möchte ich aber doch — Herr Kollege Gille, 
ich habe eben wörtlich verlesen — Ihnen die Sätze 
vorlesen, die Sie besonders glauben beanstanden 
zu müssen. Ich habe erstens gesagt: 
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Koalitionsabreden zwischen den Fraktionen, 
die die Regierung tragen, schaffen keine ver-
fassungsrechtlichen Verpflichtungen, sondern 
haben politische Bedeutung. 

Ich glaube, damit kann man einverstanden sein. 

Dann habe ich weiter gesagt: 
Eine Verpflichtung des Bundeskanzlers, eine 
bestimmte Persönlichkeit mit einem bestimm-
ten Ministeramt zu beauftragen und sie auf 
Verlangen einer Koalitionsfraktion wieder ab-
zuberufen, würde mit dem Grundgesetz nicht 
vereinbar sein. 

Auch dagegen werden Sie nichts sagen können. 

Dann hatten Sie, Herr Gille, meine Ausführun-
gen noch in einem dritten Punkt bemängelt. Sie 
haben gesagt, es habe Ihre Fraktion unangenehm 
berührt, daß ich auf den Eid hingewiesen habe. Ich 
habe ausdrücklich gesagt — und zwar im Hinblick 
darauf, daß eine falsche Anschauung doch hier und 
da vertreten wird —: Die Bundesminister sind bei 
ihrer Tätigkeit im Kabinett nicht Beauftragte be-
stimmter Fraktionen. Sie leisten einen besonderen 
Eid und haben sodann ihre besonderen Verpflich-
tungen. Ich habe den Eid hier nur ganz allgemein 
angeführt, nicht im Hinblick auf Ihre Anfrage, 
sondern weil doch hier und da eine entgegen-
gesetzte Meinung vertreten wird, nämlich daß ein 
Minister, der auf Vorschlag einer Fraktion vom 
Bundeskanzler dem Bundespräsidenten zur Ernen-
nung vorgeschlagen wird, nach seiner Ernennung 
Beauftragter einer bestimmten Fraktion sei. Das 
haben Sie nicht gesagt, Herr Gille, aber diese Mei-
nung ist in der Öffentlichkeit vertreten worden, 
und es lag mir wirklich daran, diese Stellung — 
die  staatsrechtliche und verfassungsrechtliche Stel-
lung — der Minister innerhalb des ganzen Ge-
füges einmal klarzulegen. 
Nun möchte ich zur Frage der Verbindungs-

minister etwas sagen. Meine Damen und Herren, 
diese Sonderminister sollten die Verbindung zwi-
schen dem Kabinett und den einzelnen Fraktionen 
herstellen. Ich habe zu meinem großen Bedauern 
feststellen müssen, daß, sobald ein Mitglied einer 
Fraktion — das geht nicht auf Ihre Fraktion allein 
— Sonderminister geworden war, sein Einfluß 
und sein Ansehen in seiner Fraktion bedenklich 
sanken. 

(Große Heiterkeit bei allen Fraktionen. 
— Abg. Dr. Mocker: Deshalb „Sonder"- 

minister!) 
Weshalb soll ich etwas, was offenbar ist, nicht 
ruhig gestehen? 

(Erneute Heiterkeit. — Abg. Wehner: 
Gestehen Sie ruhig weiter!) 

— Nur was offenbar ist, habe ich gesagt. 

Deswegen habe ich, noch ehe das Schreiben der 
beiden Herren eingegangen war, den Sondermini-
stern besondere Aufgaben gestellt, 

(Zuruf links: Welche?) 
nicht nur Herrn Kraft, sondern auch Herrn Kolle-
gen Dr. Schäfer und auch anderen Ministern. 

(Abg. Dr. Greve: Das Wasser fließt auch 
ohne diesen „Kraft"!) 

Meine Damen und Herren, Sie urteilen nicht rich-
tig, wenn Sie glauben, daß die Aufgabe, die Herr 
Kraft bekommen hat, eine weniger wichtige und 
umfangreiche sei. 

(Sehr gut! in der Mitte. — Zurufe links.) 

Nach meiner Auffassung ist die Frage Wasser ge-
nau so wichtig wie die Frage Atom. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe vom 
GB/BHE: Einverstanden! — Abg. Wehner: 
Das war ein hartes Urteil über Herrn 

Strauß!) 

Meine Damen und Herren, jahrelang haben sich 
drei verschiedene Ministerien mit dieser Frage be-
schäftigt, und wir sind keinen Schritt weiter-
gekommen. 

(Hört! Hört! beim GB/BHE und bei 
der SPD. — Zurufe links. — Glocke 

des Präsidenten.) 

— Sie rechtfertigen ja nur, was ich sage, meine 
Damen und Herren. 

(Lachen beim GB/BHE und bei der SPD. 
— Zuruf vom GB/BHE: Sie sprechen aber 

über die Regierung!) 

— Ach, von welcher Partei, ist j a gleichgültig. 
Wenn es von Ihrer Partei gewesen wäre, wäre es 
genau so passiert, weil jeder nur die Interessen 
seines Ressorts vertrat und nicht die Interessen der 
Gesamtheit an dem Faktor Wasser. 

(Hört! Hört! links. — Abg. Dr. Grewe: Das 
sind ja schöne Zustände in der Regierung!) 

— Ich hätte nie gedacht, daß das Wasser so bele-
bend wirken würde, meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit. — Zuruf vom GB/BHE: Aber 
wir lassen uns nicht benebeln, Herr 

Bundeskanzler!) 

Meine Damen und Herren, ich habe, und zwar, 
wie ich offen sage, unter Widerstreben der beteilig-
ten Ressortminister, Herrn Kraft diese Aufgabe 
übertragen, und der erste, umfangreiche Gesetz-
entwurf ist ja nun beim Bundesrat eingegangen. 
Glauben Sie mir das eine, meine Damen und Her-
ren: Es ist wirklich eine Frage, die schon jetzt den-
jenigen, die etwas davon wissen, schwerstes Kopf-
zerbrechen machen muß und die in zehn Jahren 
eine Lebensfrage für uns ist. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der 
SPD: Dann hat er ja eine Lebensstellung!) 

— Nein, meine Damen und Herren, das soll keine 
Lebensstellung sein, wirklich nicht! Wir haben ja 
im Jahre 1957 wieder Wahlen, und dann werden 
wir ja doch sehen, wer dann Wasserminister wird. 

(Heiterkeit.) 

Aber ich möchte Ihnen allen, meine Damen und 
Herren, sehr ernst sagen, daß Sie die verfassungs-
rechtlichen Fragen und die politischen Fragen ge-
nau auseinanderhalten müssen. Die verfassungs-
rechtlichen Fragen, die Rechte des Bundespräsi-
denten, des Bunde skanzlers, des Parlaments, ste-
hen fest. Die Koalitionsfragen sind politische Fra-
gen, die durch Verabredungen keine verfassungs-
rechtliche Bedeutung gewinnen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Hoogen. 

Hoogen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich stimme durchaus dem Herrn 
Bundeskanzler zu, 

(Heiterkeit und Zurufe vom GB/BHE und 
von der SPD — Glocke des Präsidenten) 
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wenn er sagt — ich darf fortfahren —, daß die 
verfassungsrechtliche Frage feststeht. Aber da sie 
für Herrn Kollegen Dr. Gille nicht festzustehen 
scheint, bin ich zu meinem eigenen Bedauern ge-
zwungen, etwas weiter auszuholen, als ich mir ur-
sprünglich vorgenommen hatte. 

Dabei darf ich eines vorausschicken, Herr Kol-
lege Gille und auch Herr Kollege Engell. Sie haben 
uns hier eine Vorlesung über das Kernstück der 
parlamentarischen Demokratie gehalten, wie Herr 
Engell sich ausdrückte. Ich habe nicht alles ver-
standen. Das war sehr bedauerlich, meine Damen 
und Herren. Am Lautsprecher kann es nicht ge-
legen haben; denn Herrn Gille habe ich sehr gut 
verstanden. Sie haben uns weiter eine Vorlesung 
darüber gehalten, was ein echt demokratischer Stil, 
ein parlamentarischer Stil sei. Meine Damen und 
Herren, ich hoffe, mit Ihnen davon auszugehen, 
daß die Grundregel unseres demokratischen Staats

-

wesens das Grundgesetz ist — darüber besteht 
doch kein Zweifel — und nicht irgendeine sonstige 
Ordnung, die vielleicht in früheren Jahren, in den 
Jahren 1933/1934 in einem anderen deutschen Land 
gegolten haben mag, die ich nicht kenne. 

(Lebhafter Beifall in der Mitte. — Leb

-

hafte Zurufe von der SPD und vom GB 
BHE. — Abg. Dr. Arndt: Das sagen Sie 
mal Herrn Globke, der hinter Ihnen sitzt!) 

Meine Damen und Herren, manche Be-
stimmungen des Grundgesetzes sind nicht so 
klar, wie es wünschenswert wäre. Sie geben 
oft Anlaß zu Auslegungsstreitigkeiten und 
-schwierigkeiten, die dann das Bundesverf as-
sungsgericht beschäftigen. Aber keine Bestim-
mungen des Grundgesetzes sind so klar, so 
exakt und so eindeutig formuliert worden wie die 
Bestimmungen über die Konstruktion der Bundes-
regierung in diesem Regierungssystem. Da sind 
durchaus keine Zweifel möglich. Wer glaubt, sie 
seien möglich, hat meines Erachtens die Protokolle 
des Parlamentarischen Rates, seines Hauptaus-
schusses, insbesondere aber des Ausschusses, der 
sich mit der Organisation der Bundesrepublik be-
faßte, nicht gelesen. Dieses Regierungssystem ist 
entscheidend charakterisiert durch den Art. 67 des 
Grundgesetzes, der die neue Rechtsfigur des kon-
struktiven Mißtrauensvotums eingeführt hat. Diese 
Vorschrift und die  mit  ihr zusammenhängenden 
Vorschriften des Art. 65, des hier in Rede stehen-
den Art. 64 und des Art. 68 geben ein ganz klares, 
konsequent durchkonstruiertes und Auslegungs-
zweifel ausschließendes System. Es ist, gerade im 
Gegensatz zu den mancherorts unklar gefaßten 
Vorschriften des Grundgesetzes, festzuhalten, daß 
hier der Grundgesetzgeber seinen politischen Wil-
len exakt und eindeutig erklärt hat und daß dar-
über hinaus die Beratungsmaterialien, die in einer 
großen Fülle vorliegen, eine deutliche Interpre-
tation der einschlägigen Verfassungsbestimmungen 
und des gesetzgeberischen Willens gestatten. 
Zur verfassungsrechtlichen Seite — es ist durch-

aus nicht nur die verfassungsrechtliche Seite, aber 
Herr Kollege Gille hat gerade diese Frage, von der 
er selbst sagte, daß sie nicht erstrangig sei, sehr 
ausführlich behandelt, und ich glaube, daß diese 
seine Meinung hier nicht unwidersprochen bleiben 
kann — hat der Herr Bundeskanzler zutreffend 
ausgeführt, daß die beiden Herren Bundesminister 
grundsätzlich nicht verpflichtet gewesen seien, ihm 
ihre Ministerämter zur Verfügung zu stellen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr geistreich!)  

Deshalb hat der Herr Bundeskanzler auch mit 
Recht hervorgehoben, daß dieses Zurverfügung

-

stellen einem echten Gefühl für politische Impon-
derabilien entsprochen habe. 

(Zuruf vom GB/BHE: Ist es vielleicht ver

-

fassungswidrig?) 

Dieses Zurverfügungstellen ist aber verfassungs-
rechtlich keineswegs ein Entlassungsverlangen. 
Hier liegt in der Anfrage eine Vermengung der 
Begriffe vor, denn im Eingang der Großen An-
frage spricht man von dem Inhalt des Briefes vom 
11. Juli 1955 als von einem Zurverfügungstellen, 
aber in den Fragen 1, 2 und 3 spricht man von 
Entlassungsgesuchen, die in Wirklichkeit nicht vor-
liegen. Ein Entlassungsgesuch, ein Rücktrittangebot 
liegt nämlich nicht vor. Infolgedessen brauche ich 
mich mit dieser Frage auch nicht in erster Linie 
zu befassen. 

(Abg. Schoettle: Herr Hoogen, sagen wir 
mal, das war doch ein Rücktrittsangebot 
mit Augenzwinkern, so daß der Partner 

gleich wußte, wie's gemeint war!) 

— Herr Schoettle, ich bin nicht dabeigewesen und 
weiß nicht, ob dabei mit den Augen gezwinkert 
worden ist. 

(Abg. Feller: Das Zwinkern hatte schon 
lange gedauert!) 

Meine Damen und Herren, in allen übrigen Fällen 
entscheidet der Bundeskanzler, d. h. in den Fällen, 
in denen, wie der Herr Bundeskanzler ausgeführt 
hat, nicht nach den Vorschriften des Minister-
gesetzes von 1953 ein Rücktrittsverlangen vorliegt, 
dem entsprochen werden muß, allein, in eigener 
Verantwortung und nach eigenem Ermessen, ob er 
dem Herrn Bundespräsidenten die Entlassung 
eines Bundesministers vorschlagen will oder nicht. 
Das folgt, wie wir unterdessen alle wissen, aus 
Art. 64 des Grundgesetzes. Diese Bestimmung ge-
stattet aber nach der Entstehungsgeschichte nicht 
die Konsequenzen, die Sie, Herr Dr. Gille, aus ihr 
gezogen haben, nämlich daß der Bundeskanzler 
dann verpflichtet sei, die Entlassung eines Bundes-
ministers  vorzuschlagen  wenn dessen parteipoli-
tische Bindung und die Zugehörigkeit zu einer 
Fraktion des Parlaments aus irgendeinem Grunde 
gelöst wurde. 
Sie haben eben gesagt, Herr Dr. Gille, daran 

könne der Verfassungsgesetzgeber gar nicht ge-
dacht haben. Ich darf Ihnen aus den Materialien 
eine Stelle vorlesen, aus der sich ergibt, daß er 
gerade an diesen Fall gedacht hat. Sehr aufschluß-
reich ist die Streichung von zwei Absätzen, die im 
Organisationsausschuß des Parlamentarischen Ra-
tes vorgenommen worden ist, ehe man zu dieser 
Formulierung kam, die mit voller Absicht gewählt 
worden ist. Der eine der beiden Absätze, die das 
wollten, was Sie heute wollen, die aber mit Ab-
sicht gestrichen worden sind, lautete: 

Die Bundesminister bedürfen zum Antritt 
ihres Amtes des Vertrauens des Bundestages. 

Der Fall liegt nicht vor; der Satz ist gestrichen 
worden. Ich sage das mit Absicht deshalb, weil ich 
in diesen Tagen Vorstellungen höre, daß man 
irgendwie einen Bundesminister in der Zukunft 
zum Antritt seines Amtes von einer Zustimmung 
des Parlaments abhängig machen möchte. Diese 
Vorschrift  ist im Entwurf mit Absicht gestrichen 
worden, weil der Grundgesetzgeber das nicht 
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wollte. Es ist aber etwas Weiteres gestrichen wor

-

den, Herr Gille, nämlich der Absatz, der lautete: 
Auf Ersuchen des Bundestages kann der Bun

-

deskanzler dem Bundespräsidenten die Entlas

-

sung vorschlagen. 
Nicht einmal das wollte man; auch diese Vor-
schrift ist gestrichen worden. 

Als Begründung für diese Streichung wird in 
dem Protokoll des Organisationsausschusses des 
Parlamentarischen Rates über die Sitzung vom 
16. Dezember 1948 folgendes ausgeführt: 

Dazu hat der Redaktionsausschuß vorgeschla-
gen, den Abs. 3 zu streichen. 

Das war der Absatz, den ich eben zuletzt vorge-
lesen habe. 

Gegen die Streichung des Abs. 3 hätte ich 

— ich sage gleich, wer das gesagt hat — 

nicht die geringsten Bedenken; denn es . steht 
ja vorher in Abs. 1: 

— das ist der heutige Art. 64 — 

Der  Bundespräsident ernennt und entläßt 
die Bundesminister auf Vorschlag des Bun-
deskanzlers. 

Das ist, wie ich schon sagte, unser heutiger Art. 64. 

Daher ist der  Abs. 3, wie der Redaktionsaus-
schuß meines Erachtens mit Recht ausführt, 
überflüssig. Daß das auch ohne den Antrag 
des betreffenden Ministers gegen seinen Wil-
len erfolgen kann, ist darin einbegriffen. Der 
Streichung des Abs. 3 kann also ohne weiteres 
zugestimmt werden. 

Dann kommt der Vorschlag 

— heißt es im Protokoll weiter — 

auf Streichung des Abs. 2, der lautet: 

Die Bundesminister bedürfen zum Antritt 
ihres Amtes des Vertrauens des Bundestages. 

Das ist 
— fährt der Redner im Protokoll fort  — 

die  wichtige Frage des Vertrauens- und Miß-
trauensvotums gegen einzelne Minister. Das 
Mißtrauensvotum gegen einzelne Minister hat-
ten wir schon früher gestrichen. 

Im Fall des Minderheitskanzlers 
— heißt es weiter — 

kann jedoch dann eine heterogene Mehrheit 
tatsächlich die Bildung einer Regierung un-
möglich machen, und sie kann ferner, wenn 
die ursprüngliche Koalition, die die Regierung 
trägt, auseinandergefallen ist und der vorhe-
rige Mehrheitskanzler in einen Minderheits-
kanzler verwandelt worden ist, bei Rücktritt, 
Tod oder sonstiger Auswechslung den Ersatz 
eines Ministers unmöglich machen. 

Das ist so ungefähr Ihr Fall, vielleicht noch etwas 
über Ihre Vorstellung hinausgehend. 

Ich halte 
— fährt der Redner fort  — 

den  Einwand für berechtigt 
- der vom Redaktionsausschuß damals gegen 
diese Absätze gemacht worden war — 

und möchte das Risiko laufen, diesen Abs. 2 
zu streichen. Es bleibt dabei nur ein Nachteil, 

daß nämlich ein persönliches Vertrauensver-
hältnis zwischen dem Minister und dem Bun-
destag auf diese Art und Weise weggestrichen 
und daß jeder Minister irgendwie zu einer Art 

— ich bitte, jetzt nicht zu erschrecken, wenn ich 
diese Stelle aus dem Protokoll vorlese — 

Untergebener des Bundeskanzler wird, an des-
sen Glück und Unglück er dann irgendwie ge-
bunden ist. 

Er kann sich nicht auf ein selbständiges Ver-
trauensvotum 

— Vertrauensvotum des Parlaments! — 

mehr berufen oder seine Position darauf grün-
den. Trotzdem halte ich diesen Nachteil für 
geringer als die Folgen, . . . daß wir im Falle 
eines Minderheitskanzlers auf diese Art und 
Weise in  die  Krise kommen, die wir sonst so 
kunstvoll umschiffen wollen. Da uns in erster 
Linie daran liegt, eine demokratische, stabile 
und arbeitsfähige Regierung hinzustellen, 
halte ich die Einwendungen des Redaktions-
ausschusses für begründet. 

Meine Damen und Herren, der so im Parlamen-
tarischen Rat sprach, war nicht etwa das Mitglied 
des Parlamentarischen Rats und sein Präsident Dr. 
Konrad Adenauer, sondern es war der damalige 
Justizminister, glaube ich, des Landes Schleswig-
Holstein, Herr Dr. Katz, von dem Sie alle, wissen, 
daß er heute der Vizepräsident des Bundesverfas-
sungsgerichts, des höchsten deutschen Gerichtes ist. 

Wir können uns in meiner Fraktion diesen sei-
nen sehr zutreffenden Ausführungen nur anschlie-
ßen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Aber, Herr Gille, man  kann aus einer Verfassung 
nicht das herauslesen, was einem paßt, 

(Sehr richtig! beim GB/BHE) 

und das, was einem nicht paßt, beiseite lassen. 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe.) 

Ein anderer Abgeordneter hat folgendes ausge-
führt: 

Eine parlamentarische Verantwortlichkeit des 
einzelnen Ministers ist danach nicht vorstell-
bar. 

Herr Gille, der so im Parlamentarischen Rat redete 
und mit Recht so redete, war der von uns allen 
hochgeschätzte Herr Kollege Dr. Dehler. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, diese Stellung des 
Bundeskanzlers einerseits und der Bundesminister 
andererseits sowie die ganze Struktur der Verfas-
sung zeigen drei ganz typische Tendenzen: erstens 
den Abbau der unmittelbaren Demokratie zugun-
sten der mittelbaren. Sie alle wissen, was damit 
gemeint ist. Der Parlamentarische Rat wollte auch 
insoweit nicht mehr die Zustände der Weimarer 
Zeit. Deswegen ist ja nicht einmal das Volk zur 
Abstimmung über das Grundgesetz aufgerufen 
worden, 

(Abg. Wehner: „Nicht einmal" ist gut! — 
Weitere Zurufe) 

sondern die Landtage haben darüber abgestimmt. 
Zum zweiten ist typisch die Schwächung der Stel-
lung des Staatsoberhaupts zugunsten des Parla-
ments. Auch dafür kennen wir alle die Gründe. 
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Drittens ist typisch die Stärkung der Stellung des 
Bundeskanzlers als des allein verantwortlichen 
Chefs der Regierung gegenüber dem Parlament. 
Auch insoweit wissen wir, warum diese Bestim-
mung ins Grundgesetz gekommen ist und warum 
es diesem Erfordernis in den verschiedensten Ar-
tikeln in so eindeutiger und klarer Weise Rechnung 
trägt. 

Der Bundeskanzler war hiernach, nach dem 
Wortlaut und dem Willen des Verfassungsgesetzes, 
staatsrechtlich ganz zweifelsfrei nicht verpflichtet, 
dem Bundespräsidenten die Entlassung der Bun-
desminister Kraft und Dr. Oberländer vorzuschla-
gen. 

Der Herr Bundeskanzler hat ferner zutreffend 
ausgeführt, daß die ordnungsmäßige Führung der 
Regierungsgeschäfte durch die Hinausschiebung 
der endgültigen Beantwortung der Rücktrittsange-
bote der beiden Herren Bundesminister nicht be-
einträchtigt worden sei. Das zu beurteilen, meine 
Damen und Herren, liegt in seinem pflichtgemäßen 
Ermessen und im Rahmen seiner Verantwortlich-
keit gegenüber dem Parlament. Herr Gille, es sind 
keine einzelnen Tatsachen vorgetragen worden, 
die den Schluß zulassen könnten, daß die Regie-
rungsgeschäfte durch die spätere Beantwortung 
irgendwie beeinträchtigt worden sind. 

(Zurufe.) 

Nun zur letzten Frage — wie soll ich sie nen-
nen? —, der Frage der Fraktionsgebundenheit der 
Bundesregierung. Diese Frage läuft letztlich dar-
auf hinaus: Sind die im Rahmen einer Koalitions-
vereinbarung vom Bundeskanzler dem Herrn Bun-
despräsidenten vorgeschlagenen Minister nach Lö-
sung der Zugehörigkeit zu einer Koalitionsfraktion 
oder Partei zur Entlassung vorzuschlagen, d. h. ist 
ihre Fraktionszugehörigkeit eine wesentliche Vor-
aussetzung für ihr Verbleiben im Amt? Die an-
fragende Fraktion scheint den Standpunkt zu ver-
treten, daß es mit den Grundregeln der parlamen-
tarischen Demokratie nicht vereinbar sei, wenn 
der Bundeskanzler nach erfolgter Regierungsbil

-

dung die Zusammensetzung der Bundesregierung 
ohne Rücksicht auf den Willen einzelner Fraktio-
nen allein bestimme. Ich habe schon eingangs mei-
ner Ausführungen gesagt, daß ich hoffe, in diesem 
Hohen Hause auf allen Seiten von der Voraus-
setzung ausgehen zu dürfen, daß die Grundregeln 
unserer parlamentarischen Demokratie in erster 
Linie und in allen wesentlichen Punkten durch das 
Grundgesetz bestimmt werden. Das gilt insbeson-
dere von Art. 64 des Grundgesetzes. Hiernach und 
insbesondere nach Art. 67 ist der Bundeskanzler 
allein dem Parlament, nicht einzelnen Fraktionen 
politisch verantwortlich. 

(Abg. Dr. Mocker: Das Parlament sind 
doch die Fraktionen!) 

Die Bundesminister sind — um ein Wort des Herrn 
Dr. Katz zu gebrauchen — „eine Art Untergebene 
des Herrn Bundeskanzlers". Meine Damen und 
Herren, niemand in diesem Hohen Hause wird 
diese von Herrn Dr. Katz richtig gemeinte und sehr 
prägnant bezeichnete Stellung der Bundesminister 
falsch verstehen. Wir haben nun einmal nicht die 
Verfassung der sogenannten Deutschen Demokra-
tischen Republik, wo es in Art. 92 zur Frage der 
Regierung und Regierungsbildung wie folgt heißt: 

Die stärkste Fraktion der Volkskammer be

-

nennt den Ministerpräsidenten; er bildet die 
Regierung. Alle Fraktionen, soweit sie minde

-

stens 40 Mitglieder haben, sind im Verhältnis 
ihrer Stärke durch Minister oder Staatssekre-
täre vertreten. 

So steht es jedenfalls in der Verfassung; wie es 
praktiziert wird, wissen wir alle. Was hier letzten 
Endes verlangt wird und was nur im Wege einer 
Verfassungsänderung durchsetzbar wäre, ist prak-
tisch die Regelung der Verfassung der sogenannten 
Deutschen Demokratischen Republik. 

(Lachen und Zurufe vom GB/BHE und 
von der SPD. — Abg. Feller: Das ist doch 
Unsinn, Herr Hoogen! Das hat doch damit 
gar nichts zu tun! Genau das Gegenteil ist 

der Fall!) 

— Ich bitte Sie, das nachzulesen. Diese Verfassung 
existiert nun einmal! 

(Abg. Greve: Es war doch gar nicht nötig, 
das zu sagen, Herr Hoogen! Das ist doch völ

-

lig falsch ausgelegt!) 

— Das ist nicht „völlig falsch". Ich habe es Ihnen 
aus dem Text vorgelesen. Er steht hier zu Ihrer 
Verfügung: Sie mögen ihn nachlesen. 

(Abg. Dr. Arndt: Das ist doch lächerlich!) 

— Ja, Herr Kollege Arndt, wenn Ihnen das nicht 
paßt, — — 

(Weitere Zurufe vom GB/BHE und von der 
SPD.) 

Es ist uns  gesagt worden, daß die politischen 
Parteien — wir wußten es ohnehin schon — bei der 
Willensbildung des Volkes mitwirken. In den Par-
lamenten sind sie durch Fraktionen vertreten. Der 
Bundeskanzler ist aber nicht den Fraktionen, son-
dern dem gesamten Parlament, wie er zutreffend 
ausgeführt hat, verantwortlich 

(Abg. Dr. Mocker: Das Parlament besteht 
doch aus Fraktionen!) 

und kann nur durch die Wahl eines neuen Bundes-
kanzlers mit absoluter Mehrheit gestürzt werden. 
Wenn aber nicht einmal das Parlament, wie ich 
mir auszuführen erlaubt habe, vom Bundeskanzler 
die Entlassung eines Bundesministers verlangen 
kann, wie soll es dann eine einzelne Fraktion kön-
nen, die doch nur ein Teil des Parlaments ist? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Abg. 
Neubauer: An dieser Logik zweifeln Sie 

doch selbst!) 

Das ist nicht verschieden, ob es sich um die Beru-
fung eines Ministers oder um die Belassung in 
seinem Amte handelt. 

(Abg. Feller: Bei der Berufung war es aber 
so! Die Fraktion hat ihn doch entsandt!) 

Und nun zu der politischen Bedeutung einer 
Koalitionsvereinbarung. 

(Abg. Dr. Keller: Sie gilt, solange man sie 
braucht!) 

Während nach dem Grundgesetz eine Regierung 
stabil sein soll, steht eine Koalitionsvereinbarung 
— das heißt die Regelung des Verhältnisses der 
einzelnen Parteien zueinander in der Koalition, zu 
der sie sich zusammengeschlossen haben — für die 
Dauer einer Legislaturperiode oder für einen Teil 
dieser Zeit notwendigerweise unter den labileren 
Verhältnissen des politischen Geschehens. Das ist 
eine Wirklichkeit, die wir alle kennen und die wir, 
glaube ich, auch anerkennen. Das bringt eben das 
politische Geschehen mit sich. Aber ebensowenig 
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wie einzelne Koalitionsfraktionen an diese Verein-
barung gebunden sind, sondern völlig frei sind in 
ihrer Entscheidung, ob sie Gesetzentwürfen oder 
sonstigen Maßnahmen der Regierung zustimmen 
wollen oder nicht, ebensowenig ist der Regierungs-
chef gebunden — weil er nach dem Willen des 
Grundgesetzgebers die Stabilität seiner Regierung 
sicherzustellen hat —, nun auf die Umstände im 
politischen Geschehen der einzelnen Fraktionen zu-
einander und innerhalb der einzelnen Fraktionen 
Rücksicht zu nehmen. 

(Zuruf vom GB/BHE: Die beiden Minister 
haben ja selber um Entlassung gebeten!) 

— Sie haben ihre Ämter zur Verfügung gestellt — 
ich darf es noch einmal sagen —, sie haben nicht 
um ihre Entlassung gebeten, schon gar nicht ihre 
Entlassung verlangt. 

(Lachen beim GB/BHE und bei der SPD. — 
Abg. Seiboth: Aber die Begründung, Herr 
Hoogen, war interessant, die die beiden ge-
geben haben! — Weitere Zurufe. — Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich darf bitten, etwas mehr Ruhe zu 
halten. 

Hoogen (CDU/CSU): Es kommt doch entschei-
dend darauf an, wie wir meinen, daß der Bundes-
kanzler eine stabile Regierung im Interesse des 
Vertrauens des In- und Auslands aufstellt und 
während der Legislaturperiode eines Parlaments 
auch bei Bestand erhält. Meine Damen und Her-
ren, das ist nicht nur unsere Meinung, sondern ich 
glaube, sagen zu dürfen, daß ihm das der Wähler 
im September 1953 ostentativ bestätigt hat. 

(Abg. Dr. Mocker: Der hat bestimmt daran 
gedacht! — Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, ich bin mir durchaus 
im klaren darüber, daß diese Stellung und diese 
Stellungnahme des Herrn Bundeskanzlers, die nach 
dem Grundgesetz zwangsläufig ist, einer einzelnen 
Fraktion unbequem sein mag. Aber ich glaube, 
auch darauf hinweisen zu dürfen, daß diejenigen, 
die dem 1. Deutschen Bundestag anzugehören die 
Ehre hatten, selbst einmal Zeuge waren, wie der 
Herr Bundeskanzler diese seine Stellungnahme 
nicht nur den übrigen Fraktionen des Hohen Hau-
ses, sondern auch seiner eigenen Fraktion gegen-
über einnahm, indem er dem Hohen Hause und 
damit auch seiner eigenen Fraktion sagte, daß er 
hier von dieser Stelle aus nicht als Mitglied der 
CDU/CSU und nicht als Mitglied dieser Partei 
spreche und handle, sondern als Bundeskanzler, 
das heißt doch wohl: im richtigen und wohlverstan-
denen staatspolitischen und nicht parteipolitischen 
Interesse. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Meine Damen und Herren, wenn man die Regie-

rungserklärung und die Stellungnahmen zu der 
Großen Anfrage der anfragenden Fraktion und der 
sie unterstützenden Mitglieder der sozialdemokra-
tischen Fraktion betrachtet, dann, glaube ich, kann 
man der Antwort des Herrn Bundeskanzlers auf 
die Anfrage nur mit voller Überzeugung zu-
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Becker. 

Dr. Becker (Hersfeld) (FDP): Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Bei Behandlung dieser 

Frage möchte ich von den Personen, um die es 
sich handelt, und von der Fraktion, um die es sich 
handelt, vollständig absehen. 

(Sehr gut! beim GB/BHE.) 

Ich will mich nur mit den Dingen beschäftigen, die 
allerdings vom Standpunkt unserer Verfassung 
und vom Standpunkt der Verfassungswirklichkeit 
und vom Standpunkt der Schaffung einer guten 
Tradition wichtig sind, so wichtig, daß ich bitten 
möchte, daß wir diese Dinge in voller Sachlichkeit 
und ohne irgendwelche Erregungen besprechen. 

(Abg. Dr. Mocker: Sehr gut!) 

Art. 64 Abs. 1 unseres Grundgesetzes sagt: 

Die Bundesminister werden auf Vorschlag des 
Bundeskanzlers vom Bundespräsidenten er-
nannt und entlassen. 

Einwandfreier, klarer Text! 

Es steht weiter im Art. 65, daß der Bundes-
kanzler die Richtlinien der Politik bestimmt, daß 
aber innerhalb dieser Richtlinien jeder Bundes-
minister seinen Geschäftsbereich selbständig und 
unter eigener Verantwortung — das heißt doch 
auch: Verantwortung gegenüber dem Parlament — 
leitet. Wenn Meinungsverschiedenheiten im Kabi-
nett bestehen, dann entscheidet — wiederum nach 
Art. 65 — die Bundesregierung, das heißt also hier: 
kollegial. 

Meine Damen und Herren, wie sind diese Be-
stimmungen denn in das Grundgesetz hineinge-
kommen? Die Mitglieder des Parlamentarischen 
Rates werden sich entsinnen, daß mein Freund 
Dehler und ich diejenigen waren, welche vorge-
schlagen haben, das System der präsidentiellen 
Demokratie, wie es in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika herrscht, zu unserem System zu 
machen, 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : 
Sehr richtig!) 

d. h. ein System, in dem Staatsoberhaupt und Chef 
der Regierung die gleiche Person sind, mit der 
Konsequenz, daß das Parlament und seine Frak-
tionen jeder einzelne für sich von der Regierung 
unabhängig sind, weil diese Regierung ihre Grund-
lage in einem Wahlakt fand, der außerhalb des 
Parlaments lag. 

Das wurde abgelehnt, 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Aachen] : 
Sehr richtig!) 

und mit der Ablehnung ist festgestellt, daß im 
Grundsätzlichen nunmehr das gegenteilige System 
herrscht, das heißt, nicht die präsidentielle Demo-
kratie, sondern die parlamentarische Demokratie. 
Das ist nicht nur ein Schluß aus dem Gegenteil, 
e contrario, sondern das ist deshalb so, weil es 
damals allgemein festgestellt wurde. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Die Grundlagen dieser parlamentarischen Demo-

kratie sind nun in zwei Punkten eingeschränkt. Die 
erste Einschränkung ist das konstruktive Miß-
trauensvotum. Nach den Erfahrungen der Wei-
marer Demokratie wollte man nicht, daß eine aus 
extremen Flügeln gebildete Majorität die Regie-
rung stürzen konnte, und hat deshalb das kon-
struktive Mißtrauensvotum geschaffen. Dessen logi-
sche Folge war, nun auch ein Mißtrauensvotum 
gegen einzelne Minister zu untersagen, um zu ver- 
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hindern, daß nach und nach jeder einzelne Minister 
durch vereinzelte Mißtrauensvoten aus dem Kabi-
nett herausgeschossen werden könnte. Das ist der 
Werdegang. Das sind die zwei Ausnahmen von 
dem Prinzip des sonst üblichen parlamentarischen 
Systems, und derartige Ausnahmen sind nach alter 
Rechtsregel niemals ausdehnend zu interpretieren. 

Daraus ergibt sich weiter folgendes. Wenn der 
Herr Bundeskanzler vorhin der Meinung Aus-
druck gegeben hat, daß ein Minister — so habe ich 
ihn wenigstens verstanden — nicht zurücktreten 
könne, auch wenn er ernstlich wolle, sein Rücktritt 
vielmehr an die Zustimmung des Herrn Bundes-
kanzlers gebunden sei, — — 

(Abg. Cillien: Das hat er nicht gesagt!) 

— Gut, einverstanden, sehr gern einverstanden! 
Dann haben wir also den Fall, daß jeder Minister 
kraft eigenen Entschlusses zurücktreten kann, daß 
ihr Rücktritt an die Zustimmung des Herrn Bun-
deskanzlers, wie eben bestätigt ist, nicht gebun-
den ist. 

(Zuruf vom GB/BHE: Das haben die beiden 
ja nicht gewollt!) 

— Mich interessieren Personen und Parteien bei 
dieser Auseinandersetzung überhaupt nicht. 

Nun steht im Grundgesetz, daß der Herr Bundes-
kanzler vom Bundestag gewählt wird, d. h. seine 
Autorität entspringt aus der Wahl durch den Bun-
destag. Aber es gibt in der politischen Praxis ver-
schiedene Dinge, die nicht im Grundgesetz geregelt 
sind und deshalb doch vorhanden sind, und das 
Vorhandensein der einen Tatsache ist doch wohl 
nicht zu bestreiten: daß einer solchen Wahl im 
Bundestag Besprechungen vorhergehen. Wer be-
spricht sich? Die Fraktionen, die Abgeordeten. Da 
wird dann eine Grundlage geschaffen. Diese Grund-
lage ist — das gebe ich auch zu — keine justitiable 
Grundlage, auf der man vor dem Verfassungs-
gerichtshof klagen könnte, 

(Sehr richtig! beim GB/BHE) 

wenn man etwa die bizarre Idee hätte, dort drei 
Jahre hindurch Prozesse über diese Dinge führen 
zu wollen. Trotzdem ist es eine verfassungswirk-
liche Tatsache, nicht Verfassungsrecht, aber eine 
der Verfassungswirklichkeit entsprechende Tat-
sache, und eine solche Koalitionsabsprache ist 
etwa nach den Regeln des Gesellschaftsrechts aus-
zulegen, 

(Zuruf vom GB/BHE: Der Moral!) 

zumindest aber nach zwei Grundprinzipien, die 
jeder Vereinbarung zwischen Menschen zugrunde 
liegen. Dieses eine Grundprinzip heißt: Treu und 
Glauben, 

(lebhafter Beifall bei der FDP, der SPD 
und dem GB/BHE) 

und das andere Grundprinzip ist die clausula rebus 
sic stantibus, d. h. wenn die Verhältnisse, die bei 
Abschluß des Abkommens vorgelegen haben, sich 
irgendwie ändern, dann ist im Einvernehmen aller 
Beteiligten eine neue Vereinbarung zu treffen. 

(Beifall beim GB/BHE.) 

Daraus folgt, daß, wenn ein solches Ereignis ein-
tritt, wie es ein Rücktritt ist, man sich wieder zu 
besprechen hat. Ich bin glücklich, mich mit dem 
Herrn Bundeskanzler hier in vollständiger Über-
einstimmung zu befinden. Denn er hat in seiner 
zweiten Rede zum Ausdruck gebracht, daß er 

willens gewesen sei, über diesen Fall mit den Par-
lamentariern Rücksprache zu halten, aber daran 
durch die Parlamentsferien und später durch seine 
Krankheit gehindert worden sei. Ich darf in die-
sem Zusammenhang feststellen, daß unsere Frak-
tion am 5. November 1955 ein Schreiben an den 
Herrn Bundeskanzler gerichtet hat, in dem sie 
unter Hinweis darauf, daß diese Dinge nun geklärt 
werden müßten, und unter Hinweis auf gewisse 
Rechtsauffassungen, die ich teilweise hier zum 
Ausdruck gebracht habe, erklärt hat, daß darüber 
verhandelt werden müsse. Wir haben, obwohl der 
Herr Bundeskanzler, wie wir vorhin gehört haben, 
mit den Parlamentariern hatte reden wollen, nichts 
gehört. 

(Hört! Hört! beim GB/BHE und bei der 
SPD. — Weitere Zurufe.) 

Eine Koalitionsvereinbarung beruht auf den zwei 
Prinzipien, die ich nannte, und diese haben zur 
Konsequenz, daß man von Fall zu Fall in voller 
Aufrichtigkeit miteinander verhandelt und die 
Grundlinien der Politik, die gemeinsam verfolgt 
werden sollen, miteinander bespricht. 

(Zustimmung.) 

Wir sind sehr gern bereit, das auch weiterhin zu 
tun, und ich bin überzeugt, daß man, je konkreter 
man über einzelne Dinge spricht, um so sehr viel 
leichter zur Verständigung in diesen Angelegen-
heiten kommen kann. 

(Abg. Dr. Arndt: Am besten auf Tonband! 
— Lachen bei der SPD und beim GB/BHE.) 

— Herr Kollege Arndt, ich sprach vorhin von Treu 
und Glauben; ich möchte diesen Grundsatz auch 
jetzt noch nicht aufgeben. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 
Diese Koalitionsvereinbarungen und ihr Cha-

rakter als ein immerhin vertragsähnliches — ich 
will gar keine pathetischen Worte gebrauchen — 
Agreement haben noch dadurch ihre Unterstrei-
chung gefunden, daß man Sonderminister ge-
schaffen hat. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Wir von der FDP sind damals — ich darf das in 
die Erinnerung zurückrufen — bereit gewesen, 
uns bei der Schaffung dieses Kabinetts mit zwei 
Ministern zu begnügen, wenn in entsprechender 
Weise überall eine Reduktion vorgenommen würde. 

(Hört! Hört! beim GB/BHE und bei der 
SPD.) 

Der Herr Bundeskanzler hat dann erklärt, daß er 
sich in dem vorgeschrittenen Stadium der Ver-
handlungen nicht mehr auf diese Grundlage stellen 
könne, so daß also unser Vorschlag nicht durch-
geführt wurde. Aber damit traten dann die Son-
derminister in Erscheinung. Bitte, ich sage nichts 
gegen die Sonderminister, weder daß sie über-
flüssig seien, noch daß sie etwa ihr Ansehen in 
ihren Fraktionen verloren hätten! 

(Rufe beim GB/BHE: Na, na!) 

Für uns und unseren Sonderminister gilt das nicht, 
sondern ich sage nur, daß die Schaffung dieser 
Sonderministerien gerade die enge Bindung un-
terstreicht, die zwischen der Regierung und den 
Fraktionen der Koalition hatte geschaffen und auf-
rechterhalten werden sollen. 

(Abg. Pelster: Sollen!) 



6538 	2. Deutscher Bundestag — 124. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 19. Januar 1956 

(Dr. Becker (Hersfeld]) 
Wenn es sich also bei einer solchen Koalitions-

absprache um keine justitiable, keine einklagbare 
Vereinbarung handelt, so gibt es doch daraus ge-
wisse Schlußfolgerungen. Ich wiederhole, ich 
exemplifiziere nicht auf den vorliegenden Fall 
noch auf die in Rede stehenden Herren, sondern 
die Schlußfolgerungen lauten, daß man sich nach 
Treu und Glauben immer in Verbindung setzen 
muß. Und man muß sich auch in Verbindung 
setzen, wenn — und damit komme ich wieder auf 
die clausula rebus sic stantibus zu sprechen — 
durch irgendwelche Verschiebungen in der Bundes-
regierung, durch irgendwelche Verschiebungen im 
Gefüge der Koalition Gewichtsverlagerungen in 
Erscheinung getreten sind, die es notwendig ma-
chen, wieder in aller Ruhe und Sachlichkeit dar-
über zu sprechen. Das ist die Konsequenz, die mei-
ner Ansicht nach hieraus zu ziehen ist. 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Das ist aber 
eine Überforderung, die Sie da stellen!) 

— Bei wem? 

(Abg. Schröter [Wilmersdorf] : Bei dem. 
 Herrn da!) 

Wir sprachen vorhin vom Rücktritt. Wir sind 
jetzt im Laufe dieser Besprechung darin überein-
gekommen, daß jeder Minister zurücktreten kann, 
wie er will. 

(Zuruf vom GB/BHE: Wenn er will!) 
— Natürlich auch, wenn er will. Es gibt da ver-
schiedene Rücktrittsgründe und Rücktrittsmöglich-
keiten. Der eine Grund ist z. B. der, daß sich im 
Geschäftsbereich des Ministeriums irgend etwas 
tut, wozu der Minister nichts kann. Es ist nicht 
sein Verschulden, aber es liegt in seinem Verant-
wortungsbereich. Im alten Preußen ging er dann, 
und ich glaube, wenn das geschähe, würde jeder 
in der Öffentlichkeit sagen: Na, er ist nicht schuld 
daran; es hätte nicht passieren dürfen, aber er ist 
wenigstens ein Kerl. 

(Sehr gut! beim GB/BHE.) 

Der andere Rücktrittsfall ist der, daß ein Mini-
ster mit der allgemeinen Politik der Regierung 
nicht mehr völlig einverstanden ist — das soll auch 
manchmal vorkommen —; wenn er dann mit seiner 
Ansicht im Volk Anklang findet und seinen Rück-
tritt erklärt, dann heißt es vielleicht: Endlich ein-
mal ein Mann! 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 
Wenn er mit seiner Partei zerfallen ist — das kann 
auch mal vorkommen —, wenn er sich im Gegen-
satz zu seiner Partei befindet und dann zurücktritt, 
weil er das Vertrauen derer, die ihn in die Stel-
lung gebracht haben, nicht mehr hat, wird die 
Öffentlichkeit, falls sie für seine Motive Verständ-
nis hat, sagen können: Na, gut, er klebt wenigstens 
nicht an seinem Amt! 

(Lebhafter Beifall bei der FDP, dem GB/ 
BHE und der SPD.) 

Schließlich gibt es eine vierte Rücktrittsmöglich-
keit — ich hatte es hier schon auf meinem Zettel 
notiert, aber, Herr Kollege Schoettle, ich möchte 
Ihnen das Autorenrecht zugestehen —, das ist das 
Rücktrittsrecht mit einem bedeutungsvollen Augen-
zwinkern, mit dem Augenzwinkern, daß man sagt: 
Ich überlasse das Weitere Ihnen! 

(Abg. Schoettle: Sie wissen ja, wie wir es 
meinen!) 

Das Volk, meine Damen und Herren, hat für diese 
verschiedenen Methoden und für die Motive, die 
dabei mitsprechen, sowie für die Praxis, die sich 
da einbürgern will, ein sehr feines Gefühl. Unter-
schätzen Sie das nicht. 

(Beifall bei der FDP, dem GB/BHE und 
der SPD.) 

Der Herr Bundeskanzler hat, wenn ich recht 
verstanden habe — ich bitte, mich zu korrigie-
ren —, vorhin auf die Eidesformel verwiesen, die 
jeder Minister vor dem Präsidenten des Bundes-
tages ausspricht. Wir ehren das, und wir wissen, 
daß dieser Appell an die darin enthaltenen Pflich-
ten von den Herren durchaus gewahrt wird. Aber 
die Einhaltung dieser Pflichten schließt doch eines 
nicht aus, was bei solchen verschiedenen Rück-
trittsmöglichkeiten auch zu beachten ist, nämlich 
Takt. 

(Lebhafter anhaltender Beifall bei der 
FDP, dem GB/BHE und der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundeskanzler.  

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir hatten, bevor Kol-
lege Becker sprach, von den Bestimmungen der 
Verfassung gesprochen. Nach dem Bundesminister

-

Gesetz hat jeder Minister das Recht, um seine Ent-
lassung aus dem Amte nachzusuchen; sie muß ihm 
gewährt werden. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Also darüber sind wir uns vollständig einig. 

Herr Kollege Becker hat dann von den Koa-
litionsvereinbarungen gesprochen. Diese haben mit I 
den Bestimmungen der Verfassung nichts zu tun. 
Aber ich akzeptiere die Erläuterungen, die Herr 
Becker gegeben hat, indem er eine Koalitionsver-
einbarung als eine Art von Gesellschaftsvertrag 
betrachtet, bei dem man alles miteinander be-
spricht. Nun würde die Frage des Ausscheidens der 
beiden Herren Kraft und Oberländer nicht mehr 
in der Gesellschaft erörtert werden müssen, der 
auch der BHE einmal angehört hat, sondern in der 
durch das Ausscheiden des BHE aus der Koalition 
im Monat Oktober verkleinerten Gesellschaft. 

(Zuruf vom GB/BHE: Vertragspartner war 
die Koalition!) 

Nun möchte ich Herrn Becker auf seine Worte: 
„Was haben wir gehört? Nichts!", folgendes er

-

widern. Am 28. November habe ich meinen Dienst 
wieder aufgenommen. Am 6. Dezember und mehr-
fach in der Folge haben Koalitionsbesprechungen 
zwischen CDU/CSU, FDP und Deutscher Partei 
stattgefunden, stundenlange Koalitionsbesprechun-
gen, bei denen nun sehr wichtige andere Dinge 
erörtert worden sind. Ich glaube, es würde damals 
als direkt eigenartig aufgefallen sein, wenn man 
da plötzlich von den Herren Kraft und Oberländer 
gesprochen hätte. 

(Lachen und Unruhe beim GB/BHE und 
bei der SPD. — Abg. Schröter [Wilmers

-

dorf] : So bedeutungsvoll waren sie also 
auch nicht?!) 

— Das können Sie ja noch nicht wissen: immer Ge-
duld haben und abwarten! 

Ich glaube also, wenn in der rednerisch sehr ge-
schickten Weise des Herrn Kollegen Becker mit der 
Bemerkung, man habe nichts gehört, zum Ausdruck 
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gebracht werden sollte, daß damit die Sache für 
die Koalition erledigt sei, dann irrt er. Selbstver-
ständlich werde ich diese Frage in einer Koalitions-
besprechung auch zur Erörterung stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und rechts. — 
Abg. Engell: Nachdem Sie entschieden 

haben!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaler: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Bundeskanzler hat soeben 
mit der ja nicht an uns als Opposition, sondern an 
Sie, meine Damen und Herren, die Sie die Koali-
tion bilden, gerichteten Bemerkung geschlossen, 
daß er diese Frage, nämlich des Rücktritts der Her-
ren Kraft und Oberländer, zum Gegenstand einer 
Koalitionsbesprechung machen werde. Nun, dar-
über kann man sich nur verwundern, nachdem der 
Herr Bundeskanzler vor einigen Tagen doch be-
reits verfügt hat, daß die beiden Herren ihre 
Ämter abzusitzen haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
beim GB/BHE. — Abg. Petersen: Das ist der 

Stil!) 

Gerade an dieser letzten Bemerkung sieht man, 
worum es geht: nicht um Rechtsfragen, sondern um 
Fragen des politischen Stils und um die Achtung, 
die der Herr Bundeskanzler seiner eigenen Koali-
tion entgegenbringt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und beim 
GB/BHE.) 

Der Herr Bundeskanzler hat uns geraten, wir 
sollten die verfassungsrechtlichen und die politi-
schen Fragen auseinanderhalten. Das ist ein guter 
Rat. Aber man darf dann nicht das tun, was der 
Herr Bundeskanzler getan hat, nämlich auf poli-
tische Einwendungen mit rechtlichen Argumenten 
antworten und auf rechtliche Einwendungen mit 
politischen antworten. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 

Dasselbe gilt für den Herrn Kollegen Hoogen, der 
uns hier ein Kolleg gehalten hat über Dinge, die 
kein Mensch bezweifelt. 

(Sehr richtig! beim GB/BHE.) 

Kein Mensch bezweifelt, daß es keine rechtliche 
Abhängigkeit der Bundesminister von dem Bun-
destag gibt. Das ist klar aus dem Grundgesetz zu 
lesen; das ist einhelliger Wille des Parlamentari-
schen Rates gewesen. Also wozu diese Vorlesung? 
Übrigens mit dem Ergebnis, daß die Bundesmini-
ster hier in einer Art und Weise hingestellt wer-
den, als ob sie eigentlich für nichts und wieder 
nichts eine große Rente bezögen und im übrigen 
nichts zu sagen hätten. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 
Das dient dem Rang und dem Ansehen der Bun-
desminister nicht, wenn es so vorgebracht wird, 
wie das hier geschehen ist. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Es ist völlig richtig, was Herr Katz gesagt hat, daß 
die Bundesminister eine Art Untergebene des Bun-
deskanzlers sind. Das ist auch absolut nichts Ehren-
rühriges; das ist in Weimar nicht anders gewesen. 
Es muß immer einen Primus inter pares geben, 
und der Herr Bundeskanzler hat eine gewisse Füh

-

rungsaufgabe dadurch, daß er die Richtlinien der 
Politik bestimmt. Das ist also alles keine Offen-
barung, was uns hier vom Herrn Hoogen vorge-
tragen worden ist, und hat mit der Sache gar 
nichts zu tun. Die Sache liegt in einem ganz an-
deren Punkte. 

Ich will nur noch zwei Bemerkungen zu den 
Ausführungen des Herrn Kollegen Hoogen machen, 
ehe ich auf die Ausführungen des Herrn Bundes-
kanzlers zurückkomme. Herr Kollege Hoogen hat 
gesagt, man habe „nicht einmal" das Volk ange-
rufen, um das Bonner Grundgesetz bestätigen zu 
lassen, weil man auf eine mittelbare Demokratie 
hinausgewollt habe. Ich möchte dieser Legenden-
bildung hier keinen Vorschub leisten. Der Grund, 
warum man das Bonner Grundgesetz von den 
Landtagen ratifizieren ließ und nicht zur unmittel-
baren Volksabstimmung gestellt hat, ist schlicht 
der, daß Deutschland damals nicht nur geteilt und 
besetzt war, sondern auch der heute bei manchen 
vergessene Wille geherrscht hat, es nur zu einem 
Provisorium kommen zu lassen, hier dieser Ord-
nung noch nicht den Charakter des Endgültigen 
zu geben, den sie durch eine Volksabstimmung be-
kommen hätte. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 

Ich warne davor, dem Worte „Demokratie" 
irgendwelche Zusätze beizufügen, „unmittelbar" 
oder „mittelbar" und ähnliches mehr. Das Wesen 
der Demokratie als Selbstbestimmung des Volkes 
und als Staatsgewalt, die immer nur vom Volke 
ausgehen kann, verträgt keinen Zusatz oder Bei-
satz, weder den, Volksdemokratie zu sein, noch 
den, Kanzlerdemokratie zu sein. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE. 
— Abg. Pelster: Das hat Herr Engell fest-
gestellt, nicht wir! — Gegenruf vom 
GB/BHE: Das verstehen Sie ja gar nicht!) 

(Vizepräsident Dr. Jaeger übernimmt den 
Vorsitz.) 

Nun zu einer zweiten Bemerkung des Herrn Kol-
legen Hoogen, über die ich mich nicht ereifern will. 
Herr Kollege Hoogen hat gesagt, was hier vertre-
ten und gefordert werde, sei nur im Wege der 
Verfassungsänderung zu erreichen, und dann 
komme man zum Blocksystem der Verfassung der 
„DDR". Meine Damen und Herren, ich muß im 
weiteren Verlauf meiner Ausführungen noch auf 
einen Begriff kommen, der hierbei auch schon eine 
Rolle spielt; das ist der Begriff der politischen Ge-
sittung. Ich glaube, daß die politische Gesittung 
es in diesem Hause verbieten sollte, einer anderen 
demokratischen Fraktion oder einem Kollegen in 
diesem Hause, der einer demokratischen Fraktion 
angehört, irgend etwas zu unterstellen, was ihn 
ostverdächtig macht oder ihn in den Verdacht 
bringt, er habe etwas angestrebt, was dem öst-
lichen totalitären Regime entspreche. Mehr will 
ich dazu nicht sagen. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE. 
— Abg. Pelster: Hat niemand getan! — 
Abg. Dr. Keller: Das ist aber große Mode!) 

Ich komme auf Ausführungen des Herrn Bundes-
kanzlers zurück, der zwei Grundsätze aufgestellt 
hat, einmal den, daß ein Bundesminister nach dem 
Grundgesetz nicht verpflichtet sei, sein Amt zur 
Verfügung zu stellen, und zweitens den, daß der 
Herr Bundeskanzler bei der Auswahl seiner Mit-
arbeiter frei sei. Das sind rechtliche Antworten 
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auf politische Einwendungen. Ich bleibe aber jetzt 
erst einmal beim Rechtlichen, nur in ganz kurzer 
Ergänzung dessen, was der Herr Kollege Becker 
schon so ausgezeichnet vorgetragen hat. 

Der schwerste Fehler, den man bei dem Ver-
ständnis einer Verfassungsurkunde begehen kann, 
ist der, eine einzelne Vorschrift herauszugreifen — 
so  wie man das in Weimar mit dem Art. 48 getan 
hat — und diese eine Vorschrift auszuweiten und 
verstehen zu wollen ohne Zusammenhang mit den 
anderen. So kann man weder den Art. 64, der be-
sagt, daß der Bundeskanzler die Bundesminister 
ernennt und entläßt, isolieren noch etwa gar das 
konstruktive Mißtrauensvotum. Die Bestimmungen 
des Grundgesetzes darüber fangen an mit der 
Bundesregierung. Dieses Wort fällt, bevor über-
haupt vom Bundeskanzler die Rede ist, im Art. 62. 
Dort heißt es, die Bundesregierung besteht aus 
dem Bundeskanzler und den Bundesministern. Sie 
ist also für sich ein besonderes Organ, in das auch 
der Bundeskanzler eingegliedert ist, soweit er 
nicht die Richtlinienbestimmung hat. Nun gibt es 
einen wesentlichen Unterschied zur Weimarer 
Reichsverfassung. In der Weimarer Reichsverfas-
sung bekam der Reichskanzler seine Legitimation 
dadurch, daß das Staatshaupt, der Reichspräsident, 
ihn ernannt hat, ein Weg, der zur Präsidialkabi-
nettsbildung geführt hat, und ein Weg, der den 
Reichskanzler insoweit in gewisser Weise sogar 
unabhängig vom Reichstag gemacht hat. Das hat 
das Bonner Grundgesetz nicht gewollt. Darum be-
ginnen die Bestimmungen, denen die Vorschrift 
über die Ernennung und Entlassung von Ministern 
nachfolgt, damit, daß der Bundeskanzler vom Bun-
destag gewählt wird. Das wird mit Recht in der 
Rechtslehre dahin ausgelegt, daß nicht der Akt der 
Ernennung durch den Herrn Bundespräsidenten, 
sondern diese Wahl den Bundeskanzler legiti-
miert, und zwar in einer ganz besonderen Weise, 
nämlich dahin, daß er dauernd ein Gewählter 
bleibt. Das ist ein ständig gegenwärtiger und un-
aufhörlicher Vorgang, der sich auch mit dem 
Art. 67 verkoppelt. Dabei handelt es sich nicht 
etwa nur um die Gestaltung der Regierungsbil-
dung, sondern auch des Regierens selber, das heißt, 
daß von einem gewählten Kanzler zu regieren ist. 

In diesen Zusammenhang gehört der Art. 64, 
zu dem der Bonner Kommentar — ein rechtswis-
senschaftlicher Kommentar — bezüglich des Vor-
schlags des Kanzlers auf Ernennung des einen oder 
anderen Ministers sagt, daß „dieser Vorschlag eine 
bedeutsame politische Entscheidung ist, d. h. eine 
verantwortliche Entscheidung vor allem gegenüber 
den politischen Parteien, die dem Bundeskanzler 
mit der Wahl das Vertrauen auch für eine den 
Parteien genehme Regierungsbildung gegeben ha-
ben". Es gibt also hier durchaus diesen rechtlichen 
Zusammenhang auch zwischen der Kanzlerwahl 
und der politischen Regierungsbildung für die Ge-
staltung der Bundesregierung. 

Gerade die größte Fraktion des 2. Bundestages 
hat sich doch deshalb oft und oft auf dieses ver-
fassungsrechtliche und politische Formprinzip be-
rufen, indem sie die Frage der Koalitionstreue auf-
geworfen hat. Welchen Sinn könnte es denn haben, 
von der Koalitionstreue zu sprechen und sie zu 
fordern, falls nicht die Bundesregierung in ihrer 
Gesamtheit und die Fraktionen der sie tragenden 
Mehrheit in einer Wechselbeziehung der gegen-
seitigen Legitimation bleiben? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Sonst sollte man nicht von Koalitionstreue, sonst 
sollte man statt dessen von Koalitionsgehorsam 
reden. 

Warum geht uns das etwas an? Aus dem 
Grunde, weil hier eine Tradition geschaffen werden 
könnte, die wir für schlecht halten, aber vor allen 
Dingen deshalb, weil das, was hier geschieht, auf 
eine Entwertung der politischen Fraktionen hin-
ausläuft, auf eine Entwertung der politischen Par-
teien. Die Freiheit ist nun einmal mit der Partei-
bildung und mit dem Wesen und der Existenz poli-
tischer Parteien in einer Demokratie unlösbar ver-
knüpft. Darum haben wir dieses Interesse, hier die 
politischen Parteien nicht in einer solchen Weise 
entwerten zu lassen, wie es geschehen ist. 

Darum ist es politisch nicht richtig, daß eine 
Freiheit des Bundeskanzlers bei der Auswahl sei-
ner Mitarbeiter besteht, weil er immer ein ge-
wählter Kanzler bleibt. Dieses ganze Spiel kann 
ja nur deshalb gespielt werden, weil die eine Frak-
tion der Koalition, der der Herr Bundeskanzler 
selber angehört, allein die Mehrheit hat, 

(Sehr richtig! beim GB/BHE) 

und ich glaube, daß Sie, meine Damen und Herren 
von der CDU/CSU, nicht mitspielen würden, wenn 
der Herr Bundeskanzler aus Ihrer Fraktion aus-
träte und sagte, er könne gleichwohl Kanzler blei-
ben. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE. — 
Lachen in der Mitte.) 

Das sind die Argumente des Herrn Bundeskanz-
lers, die ich damit einmal ad absurdum führen 
will, weil er juristische Antworten auf politische 
Fragen gibt. 

(Abg. Stücklen: Wir haben doch das kon-
struktive Mißtrauensvotum!) 

Nun zu erzählen, daß ein Bundesminister verfas-
sungsrechtlich nicht verpflichtet sei, zurückzutre-
ten, ist doch genauso gut, wie wenn uns gesagt 
würde, daß er nicht verpflichtet sei, einen besonde-
ren Anzug zu tragen oder irgend etwas Derartiges 
zu tun. Das ist doch gar nicht das, worum es geht. 
Es handelt sich nicht um die rechtliche Struktur 
der Bundesregierung im Innenverhältnis zwischen 
Bundeskanzler und Bundesminister. Es handelt 
sich um die politische Beziehung zwischen der Bun-
desregierung und dem Bundestag als dem Parla-
ment. Das ist das Thema, um das es geht, 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE) 

ein Thema, zu dem Sie manches nicht in den Ar-
tikeln des Grundgesetzes finden, weil sich das 
nicht paragraphieren läßt. In der Mutter der Par-
lamente, im britischen Unterhaus, gibt es über-
haupt keine geschriebene Verfassung. Es wäre aber 
dort ein Fall Oberländer-Kraft niemals vorstellbar 
gewesen; 

(Sehr richtig! bei der SPD und beim 
GB/BHE) 

denn die Engländer regieren mit dem, was man 
politische Gesittung nennt. Der Fall Kraft-Ober-
länder zeigt wieder einmal, daß wir darin noch 
ein unterentwickeltes Gebiet sind. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD, der FDP 
und beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. 
Punkt 1 der Tagesordnung ist damit erledigt. 
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Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Mündlichen Berichts des Aus-
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) zu dem Gesetz über 
die Inanspruchnahme eines Teils der Ein-
kommensteuer und der Körperschaftsteuer  
durch den Bund im Rechnungsjahr 1955 

 (Drucksache 1820). 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Seidl (Dorfen). 

Seidl (Dorfen) (CDU/CSU), Berichterstatter: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
vorliegende Bericht des Vermittlungsausschusses, 
Drucksache 1820, stammt bereits aus dem Oktober 
des vorigen Jahres. Er konnte in diesem Hause 
nicht beraten werden, bevor nicht Klarheit über 
die Frage der Reform des Finanzausgleichs zwi-
schen Bund und Ländern geschaffen war. Das 
Finanzverfassungsgesetz ist nunmehr im Bundes-
gesetzblatt verkündet, und zwar am 28. Dezember 
1955. Da es nach seinem § 2 bereits mit Wirkung 
vom 1. April 1955 in Kraft tritt, erübrigt sich die 
Verabschiedung eines Inanspruchnahmegesetzes für 
dieses Jahr. Der Antrag des Vermittlungsaus-
schusses, den Gesetzesbeschluß aufzuheben und die 
seinerzeitige Vorlage abzulehnen, setzt damit den 
Schlußstein unter die ganze Finanzreform. 
Ich darf Sie namens des Vermittlungsausschusses 

bitten, dem Antrag auf Drucksache 1820 Ihre Zu-
stimmung zu geben. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. — Das Wort zur Abgabe von Er-
klärungen wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag 
des Vermittlungsausschusses auf Drucksache 1820 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Das ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Wahl des Abgeordneten Struve zum stell-
vertretenden Mitglied des Bundestages im  
Vermittlungsausschuß.  

Vereinbarungsgemäß ist hierzu keine Diskussion. 
Widerspruch erfolgt nicht. Die Wahl des Abge-

ordneten Struve ist beschlossen.  

Ich rufe nun vereinbarungsgemäß Punkt 9 der  
Tagesordnung auf:  

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD  
betreffend Vorlage des OEEC-Berichts an  
den Ausschuß für Wirtschaftspolitik (Druck-
sache 1927).  

Wer wünscht den Antrag zu begründen? — Bitte  
sehr!  

Dr. Schöne (SPD), Antragsteller: Herr Präsident!  
Meine Damen und Herren! Ich darf zunächst kurz  
auf den Inhalt unseres Antrages Drucksache 1927  
eingehen. In der Vorlage wird der Tatbestand an-
gesprochen, daß die Bundesregierung jährlich einen  
Bericht an die Organisation für die europäische  
wirtschaftliche Zusammenarbeit zu geben hat. Das  
Ziel unseres Antrages ist, daß die Bundesregie-
rung diesen Bericht vor seiner Absendung in dem  
Fachausschuß des Hohen Hauses, im Wirtschafts-
politischen Ausschuß, zur Diskussion bringt, um  

eine Stellungnahme zu diesem Bericht herbeizu-
führen. Der Anlaß für den Antrag ist unser Anlie-
gen, der Fachausschuß des Hohen Hauses solle  
Kenntnis davon haben, wie die Regierung ihre  
Vorausschätzungen für die künftige Entwicklung  
im Sinne einer volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung vornimmt.  

Diese Vorausschätzungen haben eine entschei

-

dende Bedeutung, nicht nur wirtschaftspolitisch,  
sondern auch haushaltspolitisch. Die volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung ist die Grundlage für  
die Beurteilung der Wirtschaftsentwicklung und  
aller wirtschaftspolitischen Maßnahmen. Diese Vor-
ausschätzungen liefern ebenfalls in ihren Ergeb-
nissen wesentliches Material für die Aufstellung  
des Bundeshaushalts. Ferner bilden diese Berichte  
die Basis für die Festsetzung der NATO-Beiträge.  
Diese Berichte bedürfen daher unseres Erachtens  
einer eingehenden Diskussion im eigenen Kreise.  

Wir sind der Meinung, daß sie außerdem nicht  
nur für die Bundesrepublik, sondern auch für das  
Ausland von Interesse sind, denn die von der Bun-
desregierung eingesandten Berichte werden in  
Paris einem Examen unterworfen, das Examen  
wird von Experten anderer Länder durchgeführt,  
und die Ergebnisse der Examen dieser Berichte  
sind nicht immer sehr erfreulich. Im Oktober 1955  
wurde der Bericht der Bundesregierung einem  
solchen Examen unterworfen. Das Ergebnis dieses  
Examens wurde in der Öffentlichkeit diskutiert,  
und das Ergebnis war nicht gerade sehr erfreulich;  
es war sogar peinlich. Der Bericht mußte mehrfach  
ergänzt werden, und die Zahlen mußten wieder  
neu zusammengestellt werden. Deshalb meinen wir,  
daß eine offene Diskussion eines so grundlegenden  
Berichts der Bundesregierung im Fachausschuß des  
Hohen Hauses sicher sehr zweckmäßig wäre, nicht  
weil wir meinen, die fachliche Weisheit des Aus-
schusses gibt die Gewähr dafür, daß die Prozent-
zahl bezüglich der Industrieentwicklung und  
des Sozialprodukts treffsicher ist, sondern weil  
wir der Auffassung sind, daß eine solche Dis-
kussion immerhin in der Sache eine größere Sicher-
heit geben kann. Eine derartige Diskussion im  
eigenen Hause führt zu einer Vervollständigung  
und Überprüfung und erspart der Bundesregierung  
manche Peinlichkeit, erspart darüber hinaus dem  
Parlament bzw. seinem Fachausschuß auch eine  
Unterrichtung über diese Dinge a posteriori durch  
die Presse, denn anders erfolgt die Orientierung  
ja kaum.  

Alles das sind Argumente, meine Damen und  
Herren, die sicher Ihnen allen einleuchten. Wir  
sind deshalb auch der Meinung, daß es eigentlich  
eines solchen Antrages gar nicht bedurft hätte,  
sondern daß die Bundesregierung selbst das Be-
dürfnis haben müßte, solche Berichte, bevor sie in  
den internationalen Raum gehen, im eigenen Par-
lament besprechen zu lassen. Wir können nur an-
nehmen, daß die Verwaltung der Bundesregierung  
so überlastet ist, daß sie auf diese Idee gar nicht  
gekommen ist.  

Wir beantragen, daß diese Berichte vorher im  
Wirtschaftspolitischen Ausschuß besprochen wer-
den und daß eine Stellungnahme des Ausschusses  
eingeholt wird. Ich darf der Hoffnung Ausdruck  
geben, daß dieser Antrag so klar ist, daß er all-
gemeine Zustimmung findet, und darf deshalb dar-
um bitten, von einer Überweisung dieses Antrags  
an den Ausschuß abzusehen und gleich hier über  
ihn abzustimmen.  
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird das Wort ge-
wünscht? — Das Wort hat Herr Staatssekretär 
Dahlgrün. 

Dr. Dahlgrün, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Zu dem eben 
begründeten Antrag möchte ich mir erlauben, 
einige Worte zu sagen, aus denen hervorgehen soll, 
daß sich bei der Verwirklichung des zweiten Teils 
des Antrags einige praktische, aber auch rechtliche 
Schwierigkeiten ergeben. Soweit der Antrag ledig-
lich darauf gerichtet ist, daß der deutsche Beitrag 
zum OEEC-Jahresbericht dem Bundestag oder 
einem Ausschuß, dem Ausschuß für Wirtschafts-
politik, zur Kenntnis gebracht wird, bestehen 
selbstverständlich keine Schwierigkeiten. Aber die 
Einholung einer Stellungnahme des Bundestages 
verursacht solche Schwierigkeiten. 

Damit Sie diese Schwierigkeiten erkennen, er-
laube ich mir, mit wenigen Worten die Art des 
Berichtsverfahrens und den Gang der Handlung 
zu erläutern. Jährlich gibt die OEEC in Paris 
Richtlinien bekannt, nach denen die Länder ihre 
Berichtsbeiträge liefern sollen. In Deutschland 
setzen wir uns dann im interministeriellen Aus-
schuß zusammen und entwerfen gemeinsam den 
deutschen Beitrag. An diesem Ausschuß sind alle 
Ministerien beteiligt, die sich für die Arbeit und 
die Angelegenheiten der OEEC interessieren. 
Außerdem wirkt das Statistische Bundesamt sehr 
stark mit. Der Ausschuß bildet auch Arbeitskreise. 
Ich möchte die zwei wichtigsten nennen. Der eine 
Arbeitskreis ist für die Probleme der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung, der zweite Arbeits-
kreis für die Fragen der Zahlungsbilanzstatistik 
gebildet. Die Arbeiten dieser Arbeitskreise dürften 
es sein, die gerade auch unter dem Blickpunkt des 
Antrags interessant sind. 
Nach diesen Vorarbeiten geht der gemeinsam 

formulierte Entwurf ins Kabinett und wird dort 
genehmigt oder geändert. Erst dann überreichen 
wir ihn in Paris. 
Nun wird dieser deutsche Beitrag keineswegs 

sofort inhaltlich oder wörtlich übernommen, son-
dern die OEEC setzt dann das sogenannte Länder-
examen an, dem jedes Mitgliedsland unterworfen 
ist. Dieses Länderexamen wird durch formulierte 
Fragen vorbereitet, die von jeweils zwei Ländern 
unter Mitarbeit des Länderreferenten der handels-
politischen Abteilung der OEEC aufgesetzt werden. 
Zu diesen Fragen muß jedes Land, also auch die 
deutsche Bundesrepublik, binnen sehr kurzer Zeit 
Stellung nehmen. Es folgt dann die Examensver-
handlung selbst, die mündlich in Paris stattfindet. 
Dieses Examen sieht auf der einen Seite die Ver-
treter der OEEC und auf der anderen Seite die 
deutschen Regierungsvertreter. 
Noch vor dem Examen geht die OEEC an die 

Ausarbeitung des endgültigen Länderkapitels 
Deutschland. Dieses endgültige Kapitel wird uns 
vor seiner Drucklegung zugesandt. Wir können 
dann noch Änderungswünsche äußern; das tun wir 
auch. Die OEEC ist aber in der Gestaltung ihres 
Berichts hinsichtlich der einzelnen Länder ein-
schließlich Deutschlands frei. Unser Berichtsent-
wurf ist nur Material ebenso wie die Ergebnisse 
des Länderexamens und die sonstigen Statistiken 
oder Unterlagen, die sich die OEEC auf andere 
Weise beschafft. 

Es schließt sich daran die Arbeit der OEEC an 
dem allgemeinen Teil an, der die einzelnen Länder

-

kapitel überdeckt und in dem die Gesamtlage der 
in der OEEC vereinigten Länder beurteilt und 
einer Würdigung unterworfen wird. Dann folgt 
eine Darstellung der künftigen Entwicklung und 
Aussichten. Auch diese Arbeit wird jedem einzel-
nen Land zugestellt, und so ist auch Deutschland 
in der Lage, dazu Stellung zu nehmen. Diese ganze 
Berichtsarbeit wollen Sie bitte unter dem Blick-
punkt sehen, daß die Arbeit der OEEC unter dem 
Aspekt einer kritischen Darstellung und Würdi-
gung der Wirtschaftslage der einzelnen Mitglieds-
staaten und der Zukunftsaussichten steht. Es scheint 
mir ungemein schwierig zu sein, eine verantwort-
liche Mitarbeit des Bundestages oder eines Aus-
schusses in dieses Verfahren einzugliedern, weil 
sich dieses Verfahren in mehreren Etappen ab-
spielt. Wenn eine echte Mitwirkung sachlicher Art 
erfolgen sollte, müßte eigentlich der Ausschuß oder 
müßten wenigstens eine Reihe von Mitgliedern 
desselben in jeder Phase beteiligt sein. Das ist 
praktisch wohl kaum darzustellen. 

Noch schwieriger wäre die etwaige Mitwirkung 
im Examen in Paris, weil dort auf der Länderseite 
immer nur Regierungsvertreter aufzutreten pfle-
gen, überhaupt nur auftreten können. Allerdings 
können die Regierungsvertreter Sachverständige 
zuziehen, was auch vorkommt. Aber ein Bundes-
tagsmitglied könnte nicht als solches, nicht in sei-
ner Eigenschaft als Bundestagsmitglied auftreten. 
Außerdem könnten die deutschen Regierungsver-
treter bei der Vertretung einer These auch nicht 
mit dem Einwand kommen, sie werde zwar nicht 
von ihnen, sondern vom Bundestag oder einem 
seiner Ausschüsse vertreten. Mit diesem Einwand 
würden sie nicht gehört werden, weil der OEEC 
gegenüber eben die Vertreter der Bundesregie-
rung für das Vorgetragene verantwortlich sind. — 
Soweit meine Bedenken und meine Schilderung 
der Hindernisse auf der praktischen, verwaltungs-
technischen Seite. 

Ich muß mir erlauben, auch noch einige recht-
liche Bedenken hinzuzufügen. Soweit die Einschal-
tung des Bundestages oder des Wirtschaftspoliti-
schen Ausschusses über die lediglich zu Informa-
tionszwecken erfolgende Berichterstattung der 
Bundesregierung hinausgeht, soweit mehr als ein 
Kenntnisnehmen, vielleicht auch ein kritisches 
Kenntnisnehmen erfolgen soll, nämlich ein Stel-
lungnehmen mit aktiver Beteiligung, scheinen mir 
die Kompetenzen des Parlaments überschritten zu 
sein. 

Rechtlich ist die Berichtstätigkeit Deutschlands 
die Erfüllung einer völkerrechtlichen Verpflich-
tung, nämlich der des Art. IX der Konvention über 
wirtschaftliche Zusammenarbeit. Diese völker-
rechtliche Pflicht zu erfüllen, ist Aufgabe der Re-
gierung. Die Staatsrechtler stimmen mit dem 
Grundgesetz darin überein, daß hier die Aufgabe 
des Parlaments ihre Grenze findet. Am Abkom-
men selbst mitzuwirken, ist Sache des Parlaments; 
aber die Ausführungshandlungen vorzunehmen, 
die Berichterstattung selbst und auch die Verant-
wortung dafür zu tragen, ist Sache der Regierung. 
Ich erlaube mir, die Meinung zu äußern, daß ein 
Hineinragen der einen Tätigkeit in die andere im-
mer unschön und eine saubere Trennung der Kom-
petenzen zu empfehlen ist. 

(Abg. Schoettle: Das ist keine Frage der 
Ästhetik, Herr Staatssekretär!) 

Ich habe mit Absicht die mehr praktischen Hin-
dernisse an den Anfang meiner Ausführungen ge- 
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stellt und ihnen etwas mehr Raum gegeben als 
den rechtlichen, weil ich weiß, daß nur rechtliche, 
besonders staatsrechtliche Betrachtungen oft forma-
listisch sind und als Vorwände für andere Gründe 
gelten können, die nicht genannt werden. Aber 
immerhin wollte ich darauf aufmerksam machen. 

Was den Wunsch nach Information betrifft, so 
kann ich erklären, daß unser Haus gern bereit ist, 
ihn voll zu erfüllen. Ich glaube auch gerade für 
meinen Minister, Herrn Dr. Blücher, sagen zu kön

-

nen, daß es ihm nicht die Erfüllung einer lästigen 
Pflicht bedeutet, den Wirtschaftspolitischen Aus-
schuß auf dem laufenden zu halten, sondern es ihn 
geradezu befriedigt, um nicht zu sagen, ihm eine 
Freude macht, wenn er dem Ausschuß diese Dinge 
unterbreiten kann. Denn wir haben im Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
immer das Empfinden gehabt, daß die Beiträge 
Deutschlands zu den Arbeiten der OEEC dem Par-
lament und darüber hinaus der Öffentlichkeit nicht 
genügend zur Kenntnis gelangen. Diesen Wunsch 
zu erfüllen, wäre mir ein ernstes Anliegen und 
verspreche ich. Insoweit, glaube ich sagen zu kön-
nen, gehen wir mit Ihrem Antrag durchaus kon-
form. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schöne. 

Dr. Schöne (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach den Ausführungen des Herrn 
Staatssekretärs glaube ich, daß es am zweckmäßig-
sten ist, die Fragen, die schon angeschnitten sind, 
hier nicht weiter zu vertiefen. Ich möchte meine 
vorigen Ausführungen insofern korrigieren, als ich 
nunmehr bitte, den Antrag doch dem Wirtschafts-
politischen Ausschuß zu überweisen, an Hand der 
Ausführungen des Herrn Staatssekretärs die Fra-
gen zu erörtern und dann möglichst bald über den 
Antrag zu entscheiden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Margulies. 

Margulies (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Man kann an sich darüber streiten, 
ob der OEEC-Bericht dem Ausschuß für Wirt-
schaftspolitik oder dem Ausschuß für Außenhan-
delsfragen zur Kenntnis zu bringen wäre. Ich 
glaube, das ist eine Streitfrage, die wir hier nicht 
lösen können. Es handelt sich um einen Bericht, 
der zwar an eine internationale Wirtschaftsorgani-
sation geht, der jedoch die innerdeutsche wirt-
schaftliche Situation betrifft. Nun weiß ich aus 
früheren Äußerungen des Herrn Ministers Dr. 
Blücher, daß er es sehr bedauert, keinen Parla-
mentsausschuß zu haben, dem er seine Auffassun-
gen darlegen kann. Die Tendenz des Antrags 
würde sicher in seinem Sinne sein. Auf der ande-
ren Seite scheint mir das Objekt, nämlich der 
OEEC-Bericht, für diese Zwecke wenig geeignet. 
Wir wissen doch, daß es sich bei den Zahlen um 
Schätzungen handelt, zwar um möglichst exakte 
Schätzungen, aber doch eben um Schätzungen, um 
eine Voraussicht, um eine Art amtlicher Prophetie 
in Wirtschaftsfragen. Je länger der Zeitraum zwi-
schen der Berichterstattung und der Erarbeitung 
dieser Zahlen ist, um so unsicherer wird das Ma-
terial. Wenn sich also der Wirtschaftsausschuß oder 
ein anderer Ausschuß etwa noch einmal wochen-
lang mit der Materie befassen müßte — das wäre 
wohl erforderlich, wenn er seine Arbeit ernst  

nimmt —, dann würde der Abstand zwischen der 
 Erstattung des Berichtes und der Erarbeitung des 

Materials noch größer, als er bedauerlicherweise 
jetzt schon ist. Wir würden genau das Gegenteil 
von dem erreichen, was Herr Kollege Schöne vor-
hin meinte. Gewiß können in den Schätzungen ge-
legentlich auch Fehler vorkommen. Ich würde es 
begrüßen, wenn wir uns über diesen Antrag nicht 
weiter unterhielten, sondern versuchten, andere 
Wege zu finden, um Herrn Dr. Blücher entgegen-
zukommen und ihm eine Möglichkeit zu geben, 
seine Auffassungen vor einem Parlamentsausschuß 
darzulegen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wortmeldungen lie-
gen nicht mehr vor. 

Der Herr Abgeordnete Schöne hat Überweisung 
an den Ausschuß für Wirtschaftspolitik bean-
tragt. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist so be-
schlossen. 

Wir kommen dann zu Punkt 4 der Tagesordnung: 
Beratung des Antrags der Fraktion der DP 
betreffend Hilfsmaßnahmen für die Land-
wirtschaft (Drucksache 1848). 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abge-
ordnete Dr. Horlacher. 

Dr. Horlacher (CDU/CSU): Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Namens der Fraktion der 
CDU/CSU habe ich zu beantragen, diesen Punkt 
der Tagesordnung heute nicht zu behandeln, son-
dern zurückzustellen. Es handelt sich bloß noch um 
ein paar Wochen — dazwischen ist noch eine 
sitzungsfreie Woche —, bis der Bericht nach dem 
Landwirtschaftsgesetz über die Lage der Land-
wirtschaft von der Bundesregierung vorliegt. In 
einer ganzen Reihe anderer Fragen warten wir 
schon auf den Bericht, und manches Problem wird 
im Zusammenhang mit dem Bericht geklärt wer-
den müssen. Das alles kann dann vielleicht viel 
gründlicher und besser erörtert werden, als wenn 
wir es in einer Debatte vorwegnehmen, die dann 
doch wieder vergessen ist und ihren Zweck nicht 
so erfüllen kann, wie wir es wünschen. 
Ich möchte ausdrücklich betonen: Wir wollen mit 

unserem Vorschlag die Behandlung dieser Dinge 
nicht etwa hinauszögern, sondern beschleunigen. In 
dem Bericht werden eine Reihe von Fragen angespro-
chen; ich greife nur den Milchkomplex heraus. Wir 
sind dafür, daß darüber möglichst rasch entschie-
den wird. Die Gesetzentwürfe sind von den Aus-
schüssen zum Teil schon erledigt; sie kommen dem-
nächst ins Plenum. Ich nenne ferner die ganzen 
Fragen der Umsatzsteuer, die damit zusammen-
hängen, die Zinsverbilligungsaktion, die Tbc-Be-
kämpfung und die Werkwohnungen. All das ist 
schon in verschiedenen Ausschüssen in Angriff ge-
nommen worden. Die Vorarbeiten dazu sind schon 
im Gange, so daß bei Vorliegen des Berichts des 
Bundesernährungsministeriums endgültig dazu 
Stellung genommen werden kann. 

Es handelt sich also um eine Ordnung unserer 
Arbeiten, um eine Frage der Arbeitsökonomie, 
und um sonst gar nichts. Es geht darum, eine 
Wiederholung der gleichen Debatte zu vermeiden 
und in eine gründliche Aussprache einzutreten, 
wenn der sogenannte „Grüne Bericht" vorliegt. 
Aus diesen Gründen bitte ich das Hohe Haus, den 
Antrag von der heutigen Tagesordnung abzusetzen 
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und ihn wieder auf die Tagesordnung zu nehmen, 
wenn der Bericht der Bundesregierung vorliegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Fassbender. 

Fassbender (DP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bin eigentlich 
etwas erstaunt, daß Herr Kollege Horlacher hier 
einen Antrag, der von uns zur Behandlung in die-
sem Hause eingebracht wurde, ablehnt 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein!) 

mit der Begründung 
(Zuruf) 

— warten Sie doch ab, meine Herren! —, daß das 
bei dem „Grünen Bericht" mit gemacht werden 
könne. Ich will nicht hoffen, daß hier eine Ver-
zögerungstaktik einsetzen soll. Ich kann aber nicht 
umhin festzustellen, daß das, was wir hier bean-
tragen — meine Damen und Herren, das wird 
Ihnen der „Grüne Bericht" mit aller Deutlichkeit 
zu Gemüte führen —, Lappalien sind gegenüber 
dem, was wir nachher noch werden verlangen müs-
sen. Und wenn Herr Horlacher sagt, die Milchpreis-
geschichte — ja, ja,  gerade bei dem Milchpreis, 
dem Kernstück dieses Antrags, haben wir keine 
Zeit mehr. Meine Damen und Herren, wenn Sie 
nicht wünschen, daß die Unruhe draußen auf den 
Dörfern weiter wächst, dann habe ich die herzliche 
Bitte an Sie: Stimmen Sie unserem Antrag zu, 
verhandeln wir heute darüber. Jede Woche, die 
ins Land geht, ist eine verlorene Woche, wenn wir 
nicht für unsere bäuerliche Bevölkerung jetzt 
ernsthaft und schnellstens etwas unternehmen. 
Darüber hinaus darf ich darauf hinweisen, daß 

bei der großen Debatte, die das Landwirtschafts-
gesetz abschloß, ausdrücklich ein Antrag der DP 
gegen ein paar Stimmen angenommen worden ist, 
die Bundesregierung aufzufordern, schnellstens 
Sofortmaßnahmen durchzuführen. Nun, das war 
am 8. Juli. Wir haben heute — ich muß das zu 
meinem Bedauern feststellen — den 19. Januar. 
Zeit genug wäre gewesen, entsprechende Sofort-
maßnahmen in Angriff zu nehmen und bereits zur 
Verabschiedung zu bringen. Wir haben keine Zeit 
mehr. Diese Sofortmaßnahmen müssen durchge-
führt werden, aus dem ganz einfachen Grunde, 
weil die Lebenshaltung unserer bäuerlichen Be-
völkerung von Tag zu Tag sinkt; ich befürchte 
allen Ernstes, daß das in Zukunft Schäden für 
unsere gesamte Bevölkerung nach sich ziehen wird. 

Ich bitte Sie deshalb, unserem Antrag stattzu-
geben und ihn heute von uns begründen zu lassen. 

(Beifall bei der DP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Es ist für und gegen den Absetzungsantrag 
gesprochen worden. Ich lasse nunmehr über den 
Absatzungsantrag abstimmen. 

(Abg. Schneider [Bremerhaven] : Zur Ge

-

schäftsordnung!) 
— Herr Abgeordneter Schneider, das Wort zur Ge-
schäftsordnung wird nach Ermessen des Präsiden-
ten erteilt. Es ist einmal für und einmal gegen den 
Antrag gesprochen worden. 

Ich lasse abstimmen. Wer dem Antrag auf Ab-
setzung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 

das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Das erste war die große Mehr-
heit. 

(Abg. Schneider [Bremerhaven] : Zur Ge

-

schäftsordnung!) 

— Zu diesem Punkt? Wir haben nunmehr Punkt 5 
der Tagesordnung. 

(Abg. Schneider [Bremerhaven] : Nein; ich 
bezweifle die Beschlußfähigkeit des Hau

-

ses gemäß § 50 der Geschäftsordnung!) 

— Das können Sie jetzt nicht mehr machen, son-
dern erst bei der nächsten Abstimmung. Die Ab-
stimmung zu Punkt 4 ist schon beendet. 

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

a) Erste Beratung des Entwurfs eines Bundes-
besoldungsgesetzes (BBesG) (Drucksache 
1993); 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Kühn (Bonn), Dr. Miessner, Kramel, Dr. 
Brühler, Dr. Sornik und Genossen einge-
brachten Entwurfs eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Besol-
dungsrechts (Drucksache 2028 [neu]). 

Nach der Vereinbarung im Ältestenrat wird auf 
Begründung zu beiden Entwürfen verzichtet, eben-
so auf Aussprache. Der Altestenrat schlägt Ihnen 
Überweisung an den Ausschuß für Beamtenrecht 
— federführend — und an den Haushaltsausschuß 
vor. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist so be-
schlossen. 

Ich komme zu Punkt 6 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Gewährung von 
Sonderzulagen zur Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz (Drucksache 1705); 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
den Lastenausgleich (20. Ausschuß) (Druck-
sachen 1983, zu 1983; Umdruck 513). 
(Erste Beratung: 108. Sitzung.) 

Der Berichterstatter, Herr Abgeordneter Schütz, 
verweist auf seinen Schriftlichen Bericht*), teilt 
Ihnen aber mit, daß in diesem ein Druckfehler 
unterlaufen ist. Im zweiten Absatz muß es in 
Zeile 7 statt „Januar" „Juni" heißen. Diese Be-
richtigung bitte ich vorzunehmen. 

Ich rufe in zweiter Lesung die §§ 1 und 2 auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe auf den Umdruck 513**), Antrag auf Ein-
fügung des § 2 a. Das Wort zur Begründung hat 
der Abgeordnete Dr. Klötzer. 

Dr. Klötzer (GB/BHE): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Namens und 
im Auftrage meiner Fraktion habe ich den auf 
Umdruck 513 dem Hause vorliegenden Änderungs-
oder besser Ergänzungsantrag zu begründen. Ich 
darf hierzu kurz folgendes ausführen. Der heute 
zur zweiten und dritten Beratung anstehende Ge-
setzentwurf sieht erstmals die Durchbrechung 
eines vom Deutschen Bundestag sowohl in seiner 

*) Siehe Anlage 2. 
**) Siehe Anlage 3. 
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ersten als auch in seiner zweiten Legislaturperiode 
stets anerkannten und auch angewandten Grund-
satzes vor. Das Unterhaltshilfezulagen-Gesetz soll, 
wie auch in dem vorliegenden Schriftlichen Bericht 
des Ausschusses ausgeführt wird, eine Gleichstel-
lung der Empfänger von Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz mit denjenigen Personen 
bringen, die in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung, nach dem sogenannten Rentenzulagengesetz, 
solche Sonderzulagen bereits zugebilligt erhalten 
haben. Dem letztgenannten Personenkreis ist durch 
das Gesetz über die Gewährung von Sonderzulagen 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen eine 
solche Sonderzulage in der Höhe von zweimal je 
20 DM, zahlbar im Dezember 1955 und im Juni 
1956, gewährt worden. Nunmehr soll durch den 
heute vorliegenden Gesetzentwurf auch dem Kreis 
der Unterhaltshilfeempfänger nach dem Lasten-
ausgleichsgesetz eine gleiche Zulage zugebilligt 
werden. 

In beiden Fällen sind die Sonderzulagen dazu 
bestimmt, die durch Teuerung bedingte Steigerung 
der Lebenshaltungskosten auszugleichen. Der ein-
gangs von mir erwähnte Grundsatz, der heute 
erstmals von diesem Gesetz durchbrochen wird, 
besteht darin, daß bisher stets Mehraufwendungen, 
die durch Teuerung bedingt waren, aus den öffent-
lichen Haushalten, d. h. dort, wo der Bund die 
Leistung zu erbringen hat, aus dem Bundeshaus-
halt aufgebracht werden müssen. Im vorliegenden 
Gesetzentwurf wird von diesem Grundsatz abge-
wichen, indem 50 % dieser Mehraufwendungen 
dem Lastenausgleichsfonds aufgebürdet werden. 
Diese Durchbrechung des bisher unbestrittenen 
Grundsatzes ist um so weniger verständlich, als es 
sich hier um einen verhältnismäßig geringen Be-
trag, nämlich um rund 12 Millionen DM, handelt, 
der den Bundeshaushalt keinesfalls erschüttern 
oder in Unordnung bringen könnte. 

Der Änderungsantrag meiner Fraktion strebt 
eine Aufrechterhaltung des genannten Grundsatzes 
an, und ich darf namens meiner politischen Freunde 
bitten, die bisher geübte Praxis auch bei dem vor-
liegenden Gesetz beizubehalten. Eine Ablehnung 
unseres Antrages würde bedeuten, daß man zwar 
den Unterhaltshilfeempfängern die Sonderzulagen 
mit zweimal je 20 DM, zahlbar im März und Juli 
1956, zubilligt, ihnen aber auf der andern Seite 
gleichzeitig zumutet, 50 % dieser Leistungen aus 
eigener Tasche zu finanzieren, aus ihrem eigenen 
Fonds, dem Lastenausgleichsfonds, zu tragen. Die 
Forderung, daß die Hälfte der durch die Sonder-
zulagen verursachten Mehrkosten vom Lastenaus-
gleichsfonds getragen werden muß, bedingt auto-
matisch eine Schmälerung aller anderen Leistun-
gen nach dem Lastenausgleichsgesetz für den glei-
chen Personenkreis. Die 12 Millionen müßten dann 
bei der Hausratshilfe, bei den Eingliederungsdar-
lehen für den Existenzaufbau — Siedlung und 
Wohnungsbau - oder bei den Ausbildungshilfen 
abgezogen werden. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß das Hohe Haus diesen Weg zu gehen beabsich-
tigt, weil man in diesem Falle eine Leistung, die man 
soeben mit der einen Hand geben will, im gleichen 
Moment zu 50 % mit der anderen Hand zurück-
nimmt. Ich bitte daher, unserem Änderungsantrag 
zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schütz. 

Schütz (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der vom Kollegen 

Dr. Klötzer begründete Antrag lag dem Inhalt ( 
nach dem Ausschuß schon vor. Kollege Klötzer hat 
das Anliegen dem Ausschuß vorgetragen. Alle Mit-
glieder des Lastenausgleichsausschusses vertraten 
die Ansicht, daß das ein berechtigtes Anliegen sei. 
Dem steht aber gegenüber, daß wir, wenn wir so 
verfahren wären, wie dort beantragt worden ist, 
unsere Vorlage auf Grund des § 96 der Geschäfts-
ordnung an den Haushaltsausschuß hätten abtreten 
und die Zustimmung des Haushaltsausschusses zu 
dem Antrag einholen müssen. Die Mehrheit des 
Lastenausgleichsausschusses wollte aber die Aus-
zahlung dieser zweimal 20 DM nicht verzögern und 
hat deshalb aus guten Gründen dem Hohen Hause 
vorgeschlagen, so zu verfahren, wie es der Bericht 
vorsieht. Wenn sich das Hohe Haus entschließen 
sollte, dem Antrag des Kollegen Klötzer zuzu-
stimmen, würde die Schwierigkeit entstehen, daß 
der Antrag zurückverwiesen und der Haushalts-
ausschuß damit beschäftigt werden müßte. Das 
glaube ich als Berichterstatter Ihnen nicht emp-
fehlen zu können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion des GB/BHE Um-
druck 513*) auf Einfügung eines § 2 a. Wer dem 
Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das letzte ist die große Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 

Ich rufe auf § 3, — § 4, — Einleitung und Über-
schrift. — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer 
den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Das 
ist die Mehrheit; es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 
Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 

Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die all-
gemeine Aussprache. 

Wer dem Gesetz als Ganzem in dritter Beratung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu er-
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. - Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Beteiligung der Bun-
desrepublik Deutschland an den Internatio-
nalen Obereinkommen vom 25. Oktober 1952 
über den Eisenbahnfrachtverkehr und über 
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckver-
kehr (Drucksache 1926); 
Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Verkehrswesen (30. Ausschuß) (Drucksache 
2023). 
(Erste Beratung: 121. Sitzung.) 

Das Wort als Berichterstatter hat der Abgeord-
nete Brück. 

Brück (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Aus dem Schriftlichen Bericht**), der Ihnen in 
Drucksache 2023 vorliegt, geht hervor, daß der 

*) Siehe Anlage 3. 
**) Siehe Anlage 4. 



6546 	2. Deutscher Bundestag — 124. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 19. Januar 1956 

(Brück)  
Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages dem 
vorliegenden Gesetzentwurf einstimmig seine Zu-
stimmung erteilt hat. Ich möchte Sie im Namen des 
Verkehrsausschusses bitten, dem Gesetzentwurf 
Drucksache 1926 ebenfalls zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 

Ich rufe auf in zweiter Beratung die §§ 1, — 2, 
— 3, — 4, — Einleitung und Überschrift. Das Wort 
wird nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen Be-
stimmungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Das ist die Mehrheit; es 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 
Ich eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 

Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die all-
gemeine Aussprache. Wer dem Gesetzentwurf im 
ganzen in der Schlußabstimmung der dritten Be-
ratung zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
vom Platz zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? - Einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betreffend Kosten der Bonner Bundesbauten 
und Einstellung weiterer Baumaßnahmen 
(Drucksache 1897). 

Das Wort zur Begründung hat der Abgeordnete 
Ritzel. 

Ritzel (SPD), Antragsteller: Herr Präsident! 
Meine Damen, meine Herren! Am 3. November 
1949 hat das Hohe Haus die Wahl der provisori-
schen — ich unterstreiche: der provisorischen! — 
Bundeshauptstadt vorgenommen und Bonn ge-
wählt. 

(Abg. Dr. Horlacher: Bravo! — 
Heiterkeit.) 

— Ich glaube, dieser Beifall ist nicht allseitig! — 
Nun  haben wir in der Zwischenzeit einiges an Ver-
sprechungen und an Wirklichkeiten erlebt, und wir 
wurden oft an den ersten Teil des Wortlauts eines 
alten deutschen Liedes erinnert, der da heißt: „Es 
gibt im Volkesmunde viel Märchen ohne Zahl". 
Meine Damen und Herren, mit dem Begriff des 
Provisoriums sind die Bonner Bundesbauten nicht 
mehr in Einklang zu bringen, 

(Abg. Dr. Horlacher: Sehr richtig!) 

und der Antrag der sozialdemokratischen Fraktion 
will nun einmal, daß über die wirklichen Kosten 
berichtet wird, um den verschiedenen Meinungen, 
die im Volk umlaufen, zu begegnen. Er will zum 
andern auch, daß mit dem Weiterbauen von Büro-
palästen ein Ende gemacht wird. 

(Sehr gut! beim GB/BHE.) 

Ich erinnere mich daran, daß ein CDU-Abgeordne-
ter, Herr Dr. Bergmeyer, es war, der hier im Hause 
einen Antrag auf Vereinfachung der Verwaltung 
eingebracht hat. Je mehr Verwaltungspaläste in 
Bonn gebaut werden, meine Damen und Herren, 
desto geringer ist die Möglichkeit, eine Verwal-
tungsreform durchzuführen. 

Nun erlauben Sie mir, zu den drei Teilen, aus 
denen sich dieser Antrag zusammensetzt, einige  

wenige Bemerkungen zu machen. Wir fordern in 
dem ersten Teil des Antrags Drucksache 1897 eine 
detaillierte Übersicht darüber, welche Bundesmit-
tel einschließlich der Ansätze im Bundeshaushalt 
1955 bisher im Raume Bonn a) für Wohnungsbau-
ten, b) für Bürogebäude und sonstige Bauten auf-
gewendet wurden. Ich habe in meinen alten Akten 
über die Wahl der Bundeshauptstadt geblättert 
und habe da eine sehr interessante Zeitungsnotiz 
über eine Erklärung des für diese Dinge damals 
verantwortlichen Staatssekretärs gefunden, des 
Herrn Dr. Wandersleb, der einmal sagte — nach 
dem, was da zitiert ist —, daß er beauftragt sei, 
eine Arbeitshose für Bonn zu beschaffen, aber aus 
dieser Arbeitshose seien in der Zwischenzeit 
einige Maßanzüge geworden. Ich befürchte, meine 
Damen und Herren, daß das Maß noch nicht voll 
ist und daß immer noch weitere Maßanzüge ver-
langt werden, wenn wir nicht dafür sorgen, daß 
der Uferlosigkeit des Verlangens gesteuert wird. 
Ich werde Ihnen das im einzelnen nachher nach-
weisen. 

Es ist in der geschichtlichen Erinnerung, daß 
dem vom Bundestag eingesetzten Sonderausschuß 
gegenüber erklärt wurde, die Bundesregierung 
habe gesagt, die Errichtung neuer Dienstgebäude 
in Bonn erscheine nicht erforderlich. 52 000 qm 
Nutzfläche, so hieß es, würden für die Büros der 
Bundesregierung benötigt, 47 630 qm seien vor-
handen oder sollten durch Umbau erzielt werden, 
und es seien nur etwa 4000 qm neu zu erstellen. 
Ich möchte die Bundesregierung ergebenst bitten 
— sie ist ja leider nicht vertreten —, daß sie bei 
der Berichterstattung zu unserem Antrag auch die 
Zahl der Kubikmeter umbauten Raumes nicht an-
zugeben vergißt, damit das Haus in der Lage ist, 
den Unterschied zwischen einst und jetzt zu er-
kennen. 

In dem zweiten Teil unseres Antrags fordern wir 
einen Bericht der Bundesregierung, 

welche Baumaßnahmen — getrennt nach Woh-
nungsbauten und Bürogebäuden sowie sonsti-
gen Bauten — noch im Gang sind, 
welche Verpflichtungen zur Durchführung die-
ser Baumaßnahmen bereits eingegangen wur-
den und 
mit welchen Summen die einzelnen Rech-
nungsjahre aus Anlaß dieser Baumaßnahmen 
künftig belastet werden sollen. 

Dazu gibt es einige ganz interessante Betrachtun-
gen. Die interessanteste ist vielleicht die, die 
gestern mindestens einem Teil des Hauses, den 
Mitgliedern des Haushaltsausschusses, in Form 
einer Berichtigung zum Entwurf des Haushalts-
plans 1956 übergeben wurde. Diese Berichtigung 
bezieht sich auf das Gebäude des Auswärtigen 
Amts. Die Fenster schließen dort noch nicht dicht, 
und die Tünche ist noch nicht trocken, aber in die-
ser Berichtigung des Haushaltsplans für 1956 kön-
nen Sie zu Tit. 713 folgendes lesen: 

Bei der Planung des Neubaus des Auswärti-
gen Amts im Haushaltsjahr 1952/53 wurde bei 
der Ermittlung des Raumbedarfs das damalige 
Stellen-Soll zugrunde gelegt. Inzwischen hat 
sich der Personalbestand um rund 200 Kräfte 
erhöht, wodurch die zur Zeit verfügbare Büro-
fläche unzureichend geworden ist. Durch den 
Ankauf des unmittelbar an das Auswärtige 
Amt angrenzenden Grundstücks Koblenzer 
Straße 109 können ca. weitere 300 Quadrat- 
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meter Bürofläche gewonnen werden. Außer-
dem könnte der in den jetzigen Parkplatz des 
Auswärtigen Amts hineinreichende Garten des 
Grundstücks zur Begradigung und Erweite-
rung der ungenügenden Parkfläche Verwen-
dung finden. 

Veranschlagt sind für den Erwerb des Grundstücks 
83 000 DM, für die Herrichtung 27 000, für die Frei-
machung 15 800 DM, zusammen 125 000 DM. — Ich 
wiederhole: kaum ist das Auswärtige Amt mit sei-
nem riesigen Neubau, mit seiner Tausendfenster

-

flucht fertig, und schon wieder werden Summen 
von der Größenordnung von 125 000 DM verlangt, 
nur um ein Grundstück zu erwerben. Das ist die 
Ouvertüre, und das Hauptspiel kommt nachher. 
Der erste Akt wird in einer Vorwegbewilligung 
bestehen, der zweite Akt dann in einer ersten Rate 
im Haushalt. Kurzum: wir werden wiederum einen 
Büropalast erweitern, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir werden es 
nicht genehmigen!) 

dieses Auswärtige Amt, das so hervorragend ge-
baut ist, daß mir einer der Herren des Amtes dieser 
Tage auf meine Frage, warum man in dem neuen 
Haushalt 20 elektrische Ofen für das Auswärtige 
Amt anfordere, sagte, es ziehe so sehr, die  Scheiben 
seien nicht dicht, weil die Fensterrahmen aus Metall 
bestünden, und man könne es ohne Heizung nicht 
aushalten. — Dabei hat das Amt eine ausgezeichnete 
Zentralheizungsversorgung. 

Auf einem anderen Gebiet wird das Haus gut daran 
tun, die Augen offenzuhalten. Unser verehrter Herr 
Bundesverteidigungsminister Blank beabsichtigt 
doch — vermutlich war er einmal in Washington —, 
ein Pentagon auch im Gebiete der Bundesrepublik 
und möglichst im Raume Bonn zu errichten. Darin 
sollen nicht weniger als 8000 Bedienstete zivilen 
und militärischen Charakters untergebracht wer-
den. Daraus und aus manchem anderen erklärt sich 
auch die Mitteilung, die in Ausschüssen von der 
Regierung gemacht worden ist, daß in drei Jahren 
nicht weniger als 15 Milliarden DM für den  Wehr-
etat der Bundesrepublik Deutschland benötigt wer-
den. Es sind auch schon Anmeldungen aus einem 
weiteren Raume Bonn erfolgt, nämlich aus Koblenz, 
wegen der Beschaffung von Räumen für die dortige 
Beschaffungsstelle des Bundesverteidigungsmini-
steriums. Ich bin sehr dankbar und habe es sofort 
notiert, daß unser Kollege Herr Dr. Atzenroth im 
Haushaltsausschuß darauf hingewiesen hat, daß es 
durchaus möglich sei, in genügendem Umfang in 
Koblenz Räume in Miete für diese Beschaffungs-
stelle des Bundesverteidigungsministeriums zu er-
halten. 

(Zuruf von der Mitte: Wie hoch ist die Miete?) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, der Bedarf 
des Bundestages an Büropalästen ist gedeckt. Halten 
Sie doch nur einmal Umschau! Man braucht nur da 
drüben nach dem Neubau des Presse- und Infor-
mationsamtes zu sehen, der unserem Herrn Bundes-
kanzler den Ausblick auf das Siebengebirge in so 
bedauerlicher Weise versperrt, und man braucht 
sich im übrigen auch nur einmal an Hand verschie-
dener Beispiele — auch dieses Hohe Haus in seinen 
Gebäudeteilen zeugt dafür — an die Qualität dessen 
zu erinnern, was auf dem Gebiete der Neubautätig-
keit geleistet wurde. 

Wir haben im letzten Teil dieses Antrages ver-
langt, daß der Bundestag erkläre, 

daß bereits bewilligte Bundesbauten im Raume 
Bonn  nur noch zur Ausführung kommen sol-
len, wenn sie schon begonnen sind; bereits be-
willigte, aber noch nicht begonnene Bauten (mit 
Ausnahme von Wohnungsbauten nebst Zube-
hör) sollen nicht mehr zur Ausführung gelan-
gen. Die weitere Anforderung von Mitteln für 
Bürobauten ist zu unterlassen. 

Ich glaube, wenn das beschlossen würde, wäre ein 
wirklich wichtiger Akt getan, um eine notwendige 
Reform, Vereinfachung und vor allem Verbilligung 
der gesamten Bundesverwaltung einzuleiten. 

Und es wäre ein Weiteres getan. Wir haben ja 
schließlich auch in die Zukunft zu sehen. Vor kur-
zem hat sich der Herr Staatssekretär Dr. Wanders-
leb mit der Sorge um die künftige Entwicklung in 
Bonn in bezug auf die Bundesbauten befaßt. Er hat 
festgestellt, daß 1949 die Zahl der Einwohner un-
serer Bundeshauptstadt, unserer provisorischen 
Bundeshauptstadt Bonn, 110 000 betragen habe und 
heute 140 000 betrage. Die Argumente, die in bezug 
auf die künftige Verwendung dieser Bundesbauten, 
so einmal Berlin wieder die Hauptstadt eines ge-
einten Deutschland sein sollte, gebracht wurden, 
liefen darauf hinaus, daß man ja in Bonn — ich 
möchte beinahe sagen: ausgerechnet in Bonn — ein 
geistiges und Kulturzentrum errichten könne. Wenn 
die von mir gewünschten Angaben in bezug auf die 
gesamte bebaute Fläche geliefert werden, wird 
sich sehr rasch zeigen, daß es eine glatte Illusion 
ist, anzunehmen, daß soviel Kultur und soviel Geist 
in Bonn eine Heimat suchen, um die Quadratmeter 
zu bevölkern, die aus den dann frei werdenden 
Bundesbauten zur Verfügung stehen. 

Meine Damen und Herren, der Bund, der ja auch 
starke fiskalische Interessen an der künftigen Ent-
wicklung hat und haben muß, muß sich auch die 
Frage vorlegen: Was wird denn einmal, wenn wir 
diese Gebäude hier weiterverkaufen oder wenn 
wir sie vermieten müssen? Die Bundesregierung — 
welche es auch sei — wird sich dann in einer 
Zwangslage befinden; denn jedes Kind auf der 
Straße wird wissen, daß diese Gebäude abgestoßen 
werden müssen. Es wäre ein schlechter Ausweg — 
das ist auch einmal von einem Staatssekretär der 
Bundesregierung öffentlich geäußert worden —, 
etwa anzunehmen, daß es zweckmäßig sei, dann 
eine Fülle von Bundesoberbehörden nach Bonn zu 
legen. Soweit Bundesoberbehörden nicht aus zwin-
genden Gründen irgendwoanders untergebracht 
sein müssen, gehören sie an den Sitz der Bundes-
regierung; und wenn das nicht mehr Bonn ist, ge-
hören sie eben auch nicht hierher. 

Meine Damen und Herren, wir wollen mit unse-
rem Antrag nicht mehr und nicht weniger, als ein 
Signal aufrichten, durch den Bundestag ein Verbot 
ausgesprochen wissen: Es wird, von Wohnungen 
abgesehen, nicht mehr weitergebaut. Schluß mit 
dem Bau von Büropalästen! Dem provisorischen 
Charakter, dem „Provisorium" Bonn, soll endlich 
Rechnung getragen werden, damit nicht mit guten 
Gründen gesagt werden kann: Bonn baut weiter 
gegen Berlin. 

(Beifall bei der SPD und beim GB/BHE.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, das Wort wird nicht begehrt. Ich schlage 
Ihnen vor, den Antrag an den Haushaltsausschuß 
zu überweisen. Widerspruch erfolgt nicht; es ist 
so beschlossen. 

Punkt 9 der Tagesordnung ist bereits erledigt. 
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(Vizepräsident Dr. Jaeger) 
Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Beratung des interfraktionellen Antrags be-
treffend Überweisung von Anträgen an die 
Ausschüsse (Umdruck 512 [neu]). 

Ich darf Ihnen vorschlagen, so zu verfahren, wie 
im Umdruck 512 (neu) *) vorgeschlagen ist. Es ist 
allerdings noch zu ergänzen, daß der unter Ziffer 1 
genannte Antrag auch an den Ausschuß für Ge-
samtdeutsche und Berliner Fragen überwiesen 
werden soll. Stimmt das Haus dieser Ergänzung zu? 

(Abg. Dr. Mommer: Herr Präsident, ich 
bitte ums Wort dazu!) 

— Sie wollen zum Antrag sprechen? — Das Wort 
zum Antrag Umdruck 512 (neu) hat der Abgeord-
nete Mommer. 

Dr. Mommer (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Dieser Antrag befaßt sich mit 
einer ganzen Reihe von Fachfragen, die nicht allein 
von den beiden genannten Ausschüssen, dem Aus-
wärtigen und dem Gesamtdeutschen, erledigt wer-
den können. Ich möchte Sie daher bitten, den An-
trag weiterhin dem Ausschuß für Wirtschaftspoli-
tik, dem Ausschuß für Außenhandelsfragen, dem 
Ausschuß für Verkehr, dem Ausschuß für Sozial-
politik und dem Ausschuß für innere Verwaltung 
als mitberatenden Ausschüssen zu überweisen. 

(Widerspruch. — Abg. Pelster: Dann sind 
wir in drei Jahren nicht damit fertig!) 

— Mitberatende, meine Damen und Herren! Es 
sind technische Fragen in dem Antrag enthalten, 
die von dem federführenden Ausschuß nicht gelöst 
werden können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
darf ich Sie bitten, die Ausschüsse noch einmal zu 
benennen. 

(Abg. Dr. Mommer: Wirtschaftspolitik, 
Außenhandelsfragen, Verkehr, Sozialpoli

-

tik und innere Verwaltung! — Abg. 
Schoettle: Wozu denn? — Abg. Albers: 
Das ist doch ein bißchen viel; die Hälfte 

genügte hier auch!) 

Meine Damen und Herren, wird dieser Erweite-
rung der Ausschußüberweisung widersprochen? 

(Zuruf von der Mitte: Ja, es wird wider
-sprochen! — Abg. Pelster: Wir werden gar 

nicht fertig damit, wenn so viele Aus

-

schüsse beteiligt sind!) 

*) Siehe Anlage 5. 

- Sie wünschen jeweils Abstimmung? — Dann 
will ich zuerst einmal davon ausgehen, daß der 
Antrag unter Nr. 1 jedenfalls, wie im Ältestenrat 
besprochen, dem Ausschuß für auswärtige Ange-
legenheiten als federführendem und dem Ausschuß 
für Gesamtdeutsche und Berliner Fragen als mit

-

beratendem Ausschuß überwiesen wird. 
(Zustimmung.) 

— Hierin ist sich das Haus einig. Über die Über-
weisung an die weiteren Ausschüsse muß ich dann 
wohl abstimmen lassen. Es ist beantragt, den An-
trag dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik als mit

-

beratendem Ausschuß zu überweisen. Wer dafür 
ist, den bitte ich, die Hand zu heben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Meine 
Damen und Herren, der Sitzungsvorstand ist sich 
nicht darüber einig, welches die Mehrheit ist. Ich 
lasse die Abstimmung wiederholen; vielleicht kön-
nen wir das Auszählen vermeiden. Wer für Über-
weisung an den Ausschuß für Wirtschaftspolitik 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Das zweite ist die Mehrheit; 
die Überweisung ist abgelehnt. 

Ich rufe auf: Überweisung an den Ausschuß für 
Außenhandelsfragen. Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Abgelehnt. 
Überweisung an den Verkehrsausschuß. Wer zu-

stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Abgelehnt. 

Überweisung an den Ausschuß für Sozialpolitik. 
Wer zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Abgelehnt. 

Überweisung an den Ausschuß für innere Ver-
waltung. — Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Abge-
lehnt. 
Ich darf dann festhalten, daß der Antrag unter 

Ziffer 2 des Umdrucks 512 (neu) der Abgeordneten 
Metzger und Genossen an den Haushaltsausschuß 
— federführend — und an den Ausschuß für Ver-
kehrswesen als mitberatenden Ausschuß über-
wiesen wird. — Widerspruch erfolgt nicht; es ist so 
beschlossen. 
Wir stehen am Ende der heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste, die 125. Sitzung des Deut-
schen Bundestages auf morgen, Freitag, den 20. Ja-
nuar 1956, 9 Uhr. 
Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17 Uhr 10 Minuten.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

a) Beurlaubungen 
Abgeordnete 	beurlaubt bis einschließlich 
Dr. Kopf 31. 3. 1956 
Böhm (Düsseldorf) 3. 3. 1956 
Mensing 1. 3. 1956 
Dr. Starke 28. 2. 1956 
Lulay 15. 2. 1956 
Peters 1. 2. 1956 
Kiesinger 31. 1. 1956 
Meitmann 31. 1. 1956 
Kunze (Bethel) 30. 1. 1956 
Dr. Lenz (Godesberg) 28. 1. 1956 
Frau Kipp-Kaule 21. 1. 1956 
Dr. Dr. h. c. Prinz zu Löwenstein 

21. 1. 1956 
Naegel 21. 1. 1956 
Wiedeck 21. 1. 1956 
Birkelbach 20. 1. 1956 
Blachstein 20. 1. 1956 
Dr. Blank (Oberhausen) 20. 1. 1956 
Brandt (Berlin) 20. 1. 1956 
Dr. Bürkel 20. 1. 1956 
Geiger (München) 20. 1. 1956 
Dr. Gleissner (München) 20. 1. 1956 
Held 20. 1. 1956 
Hansen (Köln) 20. 1. 1956 
Illerhaus 20. 1. 1956 
Kahn-Ackermann 20. 1. 1956 
Lemmer 20. 1. 1956 
Neumann 20. 1. 1956 
Dr. Orth 20. 1. 1956 
Dr. Pohle (Düsseldorf) 20. 1. 1956 
Frau Rudoll 20. 1. 1956 
Wagner (Ludwigshafen) 20. 1. 1956 
Bauknecht 19. 1. 1956 
Frau Brauksiepe 19. 1. 1956 
Dewald 19. 1. 1956 
Dr. Franz 19. 1. 1956 
Dr. Furler 19. 1. 1956 
Kinat 19. 1. 1956 
Dr. Kreyssig 19. 1. 1956 
Dr. Löhr 19. 1. 1956 
Dr. Maier (Stuttgart) 19. 1. 1956 
Maucher 19. 1. 1956 
Merten 19. 1. 1956 
Sabaß 19. 1. 1956 
Schloß 19. 1. 1956 

b) Urlaubsanträge 
Abgeordnete bis einschließlich 
Graaff (Elze) 3. 3. 1956 
Dr. Hammer 3. 3. 1956 
Glüsing 25. 2. 1956 
Mellies 25. 2. 1956 
Schmidt (Hamburg) 25. 2. 1956 
Srock 25. 2. 1956 
Gleisner (Unna) 18. 2. 1956 
Kriedemann 11. 2. 1956 

Anlage 2 	 zu Drucksache 1983 
(Vgl. S. 6544 D) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für den Lastenausgleich (20. Aus

-

schuß) über den von der Fraktion der SPD einge

-

brachten Entwurf eines Gesetzes über die Gewäh

-

rung von Sonderzulagen zur Unterhaltshilfe nach 
dem Lastenausgleichsgesetz (Drucksachen 1705, 
1983). 
Berichterstatter: Abgeordneter Schütz 
Das Hohe Haus hat in der 108. Sitzung am 26. 

Oktober 1955 den von der Fraktion der SPD ein-
gereichten Antrag auf Gewährung von Sonderzu-
lagen zur Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus-
gleichsgesetz an den zuständigen Ausschuß, näm-
lich den Lastenausgleichsausschuß, überwiesen. 
Der Ausschuß hat in seiner Sitzung vom 13. De-
zember 1955 einstimmig beschlossen, den obenge-
nannten Antrag in der Form zu verabschieden, wie 
er dem Hohen Hause heute zur Beschlußfassung 
vorliegt. 
Der Entwurf knüpft an das Gesetz über die Ge-

währung von Sonderzulagen in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen (Sonderzulagengesetz) vom 
2. Dezember 1955 (BGBl. I S. 733) an. Durch das 
Sonderzulagengesetz sind Empfängern von Ren-
ten aus der Invaliden-, Angestellten- und Knapp-
schaftsversicherung für Dezember 1955 und Januar 
1956 Zulagen in der Höhe des jeweils Sechsfachen 
des Mehrbetrages nach dem Rentenmehrbetragsge-
setz vom 23. November 1954 zugebilligt worden. 
Diese Sonderzulagen, deren Höhe mit mindestens 
20 DM bemessen worden ist, kommen auch rund 
360 000 Unterhaltshilfeempfängern, die zugleich 
Invaliden-, Angestellten- und Knappschaftsrenten 
beziehen, unmittelbar zugute. Nach § 1 Abs. 3 des 
Sonderzulagengesetzes in Verbindung mit § 11 
Abs. 3 des Rentenmehrbetragsgesetzes bleiben die 
Sonderzulagen bei den Unterhaltshilfeempfängern 
anrechnungsfrei. 
Nach dem vorliegenden Entwurf sollen nunmehr 

zweimal Zulagen auch jenen etwa 450 000 Unter-
haltshilfeempfängern gewährt werden, die durch 
das Sonderzulagengesetz nicht begünstigt wurden. 
Diese zweimal je 20 DM sollen im März und im 
Juli 1956 ausgezahlt werden. Der uneingeschränkte 
Grundsatz dieses Entwurfs, daß nur diejenigen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz Unterhaltshilfe

-

empfangsberechtigten, die selbst oder deren zu-
schlagsberechtigte Angehörigen nach dem Sonder-
zulagengesetz Zulagen nicht erhalten, berücksich-
tigt werden sollen, entspricht ebenso der Billigkeit, 
wie er der Verwaltungsvereinfachung, auf die bei 
der Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes ge-
steigerter Wert gelegt werden muß, dient. Der vor-
liegende Entwurf vermeidet Doppelleistungen und 
trägt der Konzeption der Unterhaltshilfe Rech-
nung, wonach Unterhaltshilfeempfänger wirt-
schaftlich untereinander möglichst gleichgestellt 
werden sollen. Im Einzelfall allerdings können sich 
aus der verschiedenen Struktur der beiden Gesetze 
Unterschiede in der Höhe der Zulagen ergeben, die 
in Kauf genommen werden müssen. Während 
einerseits die Zulagen nach dem vorliegenden 
Entwurf auf die Mindestzulagen nach dem Sonder-
zulagengesetz beschränkt bleiben, schlägt der La-
stenausgleichsausschuß gewissermaßen als Aus-
gleich dazu andererseits vor, entsprechend den 
Grundsätzen des Lastenausgleichsgesetzes zu die-
sen Mindestzulagen Familienzuschläge zu gewäh-
ren, die für den Ehegatten und für die Vollwaisen 
je  10 DM und für jedes Kind 5 DM betragen sollen. 
Die Zulage zur Pflegezulage beträgt 10 DM, bei 
Heimunterbringung 4 DM. Die Höhe dieser Zu-
lagen entspricht demnach in etwa dem Verhältnis 
der Sätze der Unterhaltshilfe. Die jährlichen Auf-
wendungen, die durch das Unterhaltshilfezulagen- 
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Besetz entstehen werden, können auf rund 24 Mil-
lionen DM geschätzt werden. Nach § 6 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes entfällt davon je die 
Hälfte auf den Ausgleichsfonds und auf die öffent-
lichen Haushalte, ohne daß das noch besonders be-
stimmt werden müßte. Der Vertreter der Fraktion 
des GB/BHE im Ausschuß hatte Bedenken, daß 
durch dieses Zulagengesetz erneut rund 12 Millio-
nen auf den Fonds als neuerliche Ausgaben zu-
kommen. Er hat sich aber schließlich der Ansicht, 
die von den Vertretern aller übrigen Fraktionen 
vorgetragen wurde, angeschlossen. Der Ausschuß 
hat den Gesetzentwurf einstimmig verabschiedet 
und bittet das Hohe Haus um seine Zustimmung. 

Bonn, den 17. Januar 1956 
Schütz 

Berichterstatter 

Anlage 3 	 Umdruck 513 
(Vgl. S. 6544 D, 6545 C) 

Änderungsantrag der Fraktion des GB/BHE zur 
zweiten Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Gewährung von Sonderzulagen zur Unterhalts-
hilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz (Druck-
sachen 1983, zu 1983, 1705). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

§ 2a 
Der Bund erstattet dem Ausgleichsfonds den-

jenigen Teil der Gesamtkosten der Zulagen, der 
dem Ausgleichsfonds nicht über § 6 Abs. 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes von Bund und Ländern 
als Zuschuß zufließt. 

Bonn, den 19. Januar 1956 

Dr. Mocker und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 512 (neu) 
(Vgl. S. 6548 A) 

Interfraktioneller Antrag betreffend Überwei-
sung von Anträgen an die Ausschüsse. 
Der Bundestag wolle beschließen: 
Die folgenden Anträge werden gemäß § 99 

Abs. 1 GO ohne Beratung an die zuständigen Aus-
schüsse überwiesen: 
1.Antrag der Abgeordneten Dr. Mommer, Dr. 
Becker (Hersfeld), Engell und Genossen betref-
fend Maßnahmen zur Erleichterung der Rück-
gliederung des Saargebietes (Drucksache 1781) 
an den Ausschuß für auswärtige Angelegenhei-
ten (federführend), 
an den Ausschuß für Gesamtdeutsche und für 
Berliner Fragen; 

2. Antrag der Abgeordneten Metzger, Ritzel, Banse, 
Frau Beyer (Frankfurt), Reitz, Schmitt (Vocken-
hausen), Birkelbach und Genossen betreffend 
Errichtung einer Umgehungsstraße in Darmstadt 
(Drucksache 2020) 
an den Haushaltsausschuß (federführend), 
an den Ausschuß für Verkehrswesen. 

Bonn, den 17. Januar 1956 

Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Dehler und Fraktion 
Dr. Mocker und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 

Anlage 4 	 Drucksache 2023 
(Vgl. S. 6545 D) 

Schriftlicher Bericht 
des Ausschusses für Verkehrswesen (30. Ausschuß) 
über den Entwurf eines Gesetzes über die Beteili-
gung der Bundesrepublik Deutschland an den 
Internationalen Übereinkommen vom 25. Oktober 
1952 über den Eisenbahnfrachtverkehr und über 
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 
(Drucksache 1926). 

Berichterstatter: Abgeordneter Brück 
In der 121. Plenarsitzung des Deutschen Bundes-

tages am 16. Dezember 1955 wurde der Entwurf 
eines Gesetzes über die Beteiligung der Bundes-
republik Deutschland an den Internationalen Über-
einkommen vom 25. Oktober 1952 über den Eisen-
bahnfrachtverkehr und über den Eisenbahn-Per-
sonen- und -Gepäckverkehr — Drucksache 1926 — 
an  den Ausschuß für Verkehrswesen überwiesen. 
Der Ausschuß für Verkehrswesen hat in seiner 

71. Sitzung am 11. Januar 1956 einstimmig be-
schlossen, der Drucksache 1926 ohne Änderung zu-
zustimmen. 
Die Internationalen Übereinkommen über den 

Eisenbahnverkehr gelten in Deutschland schon seit 
einigen Jahrzehnten. In ihrer ursprünglichen Fas-
sung stammt die Konvention über den Eisenbahn-
frachtverkehr aus dem Jahr 1890, diejenige über 
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr aus 
dem Jahr 1923. Diese Übereinkommen sind nach 
internationaler Vereinbarung jeweils 5 Jahre nach 
Inkrafttreten eines neuen Textes zu revidieren. 
Die letzte Revision war im Jahr 1943 fällig; sie 
hat sich wegen des Krieges bis zum 25. Oktober 
1952 verzögert. 
An der Vorbereitung der Texte von 1952 hat für 

Deutschland nur die Bundesrepublik mitgewirkt; 
sie hat auf den Gang der Verhandlungen einen 
nicht unwesentlichen Einfluß gewonnen. An der 
abschließenden Regierungskonferenz war sie aller-
dings nicht beteiligt, da in dieser Konferenz erst-
mals Vertreter der Behörden von Pankow erschie-
nen und, unterstützt von den 5 zur „Berner 
Union" gehörenden Ostblockstaaten, für sich in 
Anspruch nahmen, die sowjetisch besetzte Zone 
Deutschlands zu repräsentieren. In Abwesenheit 
der Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
wurden die Delegierten Pankows nur als Beob-
achter zugelassen. Keiner der Teile Deutschlands 
hat daher die neuen Übereinkommen von 1952 un-
terzeichnet. 
Da alle Signatarstaaten auf die künftige Beteili-

gung Deutschlands Wert legten, beschloß eine 
außerordentliche Regierungskonferenz im April 
1953, ein besonderes Verfahren einzuführen. Da-
nach können die Teile Deutschlands die Rechte und 
Pflichten eines Mitglieds dadurch erwerben, daß 
sie die Übereinkommen zum Gegenstand ihrer in-
nerstaatlichen Gesetzgebung machen. Der völker-
rechtliche Nexus tritt mit der Bekanntgabe der in-
nerstaatlichen Einführung an die Schweizer Bun-
desregierung ein (Verklammerungsklausel). Dieser 
Voraussetzung einer Beteiligung der Bundesrepu-
blik Deutschland trägt der vorliegende Gesetzent-
wurf Rechnung. Die Bundesregierung beabsichtigt, 
nach Zustimmung des Deutschen Bundestages zu 
dem Gesetz und sobald das Gesetz die Unterschrift 
des Herrn Bundespräsidenten trägt, die Regierung 
der Schweiz in einer Note zu unterrichten. Die 
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Übereinkommen werden dann in der Bundesrepu-
blik Deutschland wie im übrigen Europa am 
1. März 1956 in Kraft treten können. 

Der materielle Inhalt der neuen Übereinkommen 
blieb in den Grundzügen unverändert. Die in gro-
ßer Zahl beschlossenen geringfügigen Verbesserun-
gen dienen vor allem dazu, Zweifelsfragen zu klä-
ren, die nach Inkrafttreten der Übereinkommen 
von 1933 in Literatur und Rechtsprechung hervor-
getreten sind. Außerdem wurde angestrebt, in 
einigen Punkten den Erfordernissen eines ver-
stärkten Kundendienstes der Eisenbahnen Rech-
nung zu tragen. 

Die weitere Teilnahme Deutschlands an den In-
ternationalen Übereinkommen über den Eisen-
bahnverkehr ist nicht nur für die deutsche Wirt

-

schaft, sondern auch für diejenige Europas von 
großer Bedeutung. Dies haben u. a. die Schweiz, 
die Nordischen Staaten und die Niederlande in 
offiziellen Erklärungen zum Ausdruck gebracht. 
Insbesondere hat die Regierung der Schweiz in 
einer Note, die der schweizerische Gesandte dem 
Auswärtigen Amt am 24. Dezember 1955 zustellte, 
nochmals die Bedeutung unterstrichen, welche die 
Staaten Europas der Beteiligung der Bundesrepu-
blik Deutschland an den Übereinkommen beimes-
sen. 

Bonn, den 11. Januar 1956 

Brück 
Berichterstatter 
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